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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesverwaltung - Organisation

Im September 2020 reichte Marco Romano (mitte, TI) eine Motion ein, mit der er ein
Recht auf Telearbeit zu einem bestimmten Prozentsatz fiir Bundesangestellte
schaffen wollte. Die Moglichkeit zu mobilem Arbeiten solle nicht mehr von den
Vorgesetzten abhéngig sein, sondern fur die ganze Bundesverwaltung geregelt werden.
Er verwies auf die zahlreichen Vorteile von Telearbeit wie die Mobilitdtsabnahme, die
Kostenreduktion bezlglich Infrastruktur, eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf sowie eine ausgeglichene Vertretung der verschiedenen Regionen und
Minderheiten in der Bundesverwaltung. Damit flgt sich die Motion in eine Reihe
weiterer parlamentarischer Vorstosse ein, die flexiblere Arbeitsformen fir die
Bundesverwaltung férdern wollen.

Der Bundesrat beantragte im November 2020 die Annahme der Motion, zumal flexible
Arbeitsformen auch in der Bundesverwaltung immer haufiger wirden. Er habe bereits
das EFD beauftragt, die Anpassung der rechtlichen Grundlagen zu prufen.

Nachdem Lars Guggisberg (svp, BE) die Motion bekdmpfte hatte, wurde diese in der
Frihjahrssession 2021 vom Nationalrat behandelt. Romano betonte nochmals die
Wichtigkeit von Homeoffice, vor allem in Folge der Corona-Pandemie. Guggisberg
anerkannte zwar im Namen seiner Fraktion die Vorteile von Telearbeit, wehrte sich aber
gegen einen gesetzlichen Anspruch darauf, zumal damit «wichtiger organisatorischer
Handlungsspielraum» verloren gehe. Nicht alle Personen und alle Arbeiten seien far
mobiles Arbeiten geeignet. Obwohl Homeoffice nicht fir alle Verwaltungsangestellten
moglich sei, wolle der Bundesrat das Gesetz anpassen, um Klarheit und Sicherheit zu
schaffen, wie Bundesrat Ueli Maurer erklarte. Der Nationalrat sprach sich in der Folge
mit 139 zu 50 Stimmen (bei 1 Enthaltung) fir die Annahme der Motion aus. Einzig die
SVP-Fraktion lehnte den Vorstoss ab. '

Der Bundesrat wolle mit dem gezielten Einsatz flexibler Arbeitsformen die Attraktivitéat
der Bundesverwaltung als Arbeitgeberin bewahren, erklarte er in seinem Mitte
Dezember 2020 zum ersten Mal verabschiedeten Zielbild zur Ausgestaltung der
flexiblen Arbeitsformen in der Bundesverwaltung. Damit strebe er einen integralen
Ansatz und eine «optimale Verbindung der drei Dimensionen Mensch, Technologie und
Infrastruktur» an. Es gelte jeweils den idealen Einsatz ortlicher (zentral, dezentral,
mobil), zeitlicher und organisatorischer (Einzelarbeit, Kollaboration) Massnahmen den
jeweiligen Erfordernissen anzupassen. Damit liessen sich nicht zuletzt eine bessere
Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben erzielen. Der Bundesrat will das Zielbild alle
zwei Jahren prifen und aktualisieren. ?

Der Covid-19-Lockdown habe dezentrales Arbeiten im Home-Office oder in Co-
Working-Raumen nicht nur nétig, sondern auch beliebt gemacht, begriindete die FK-
NR ihre in eine Motion gepackte Forderung fir mehr nachhaltiges Arbeiten beim Bund.
Die Erfahrungen sowohl fur Arbeitnehmende als auch fur Arbeitgebende - so hatten
Umfragen gezeigt - seien positiv. Zwar sei das Arbeiten im Team wichtig fir eine
gesunde Unternehmenskultur, Home-Office habe aber zahlreiche Vorteile: Reduzierte
Pendlerstrome entlasteten die Verkehrsinfrastruktur und trigen zu einem besseren
Klimaschutz und dem Erhalt von Biodiversitat bei, zudem kénnten strukturschwache
Regionen von der Verlagerung von Arbeitsplatzen oder dem Arbeiten im Home-Office
profitieren. Bei der Planung von Arbeitsplatzen in der Bundesverwaltung soll der
Bundesrat zukuinftig - so die Forderung der Motion - die positiven wirtschaftlichen,
sozialen und 6kologischen Effekte von Home-Office miteinbeziehen.

Der Bundesrat beantragte Ende Januar 2021 die Annahme der Motion. Er beabsichtige
in der Bundesverwaltung flexible Arbeitsformen zu férdern, wie er dies auch in einem
Zielbild zur Ausgestaltung der flexiblen Arbeitsformen in der Bundesverwaltung
dargelegt habe. Die «Covid-19-Erfahrungen nutzen» - so die Bezeichnung der Motion -
wollen auch eine Reihe weiterer noch hangiger Vorstdsse: das Postulat von Hansjérg
Knecht (svp, AG; Po. 20.4369), das die Moglichkeit einer Dezentralisierung von
Arbeitsplatzen dank Digitalisierung untersucht haben will; die Motion von Martin
Candinas (Mitte, GR; Mo. 20.4727), die mehr dezentrale Arbeitsplatze der
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Bundesverwaltung in peripheren Kantonen fordert; oder die vom Nationalrat bereits
gutgeheissene Motion der FK-NR (Mo. 20.4260), mit der eine zukunftsfahige Daten-
Infrastruktur in der Bundesverwaltung gefordert wird. ®

Ob man Arbeitsplatze des Bundes dank Digitalisierung verstarkt dezentralisieren kann,
mochte Hansjorg Knecht (svp, AG) den Bundesrat mittels Postulat abklaren lassen. Der
Bund kénne an dezentralen Standorten attraktiver werden, wenn er dort neue
Arbeitsplatzmodelle im Sinne von «Shared-Workspaces» oder «Co-Working-Spaces»
einrichte. Damit wirden nicht nur Kosten und Biroflache gespart, sondern auch die
Attraktivitat peripherer Regionen gesteigert und das Verkehrsnetz entlastet. Die Covid-
19-Krise habe gezeigt, dass sich dank Digitalisierung auch fur die Bundesverwaltung
zahlreiche neue Moglichkeiten fur Home Office ergében. Mit einer Regionalisierung,
Flexibilisierung und Modernisierung von Arbeitsplatzen kénne der Bund zudem im
Konkurrenzkampf um qualifizierte Arbeitnehmende besser bestehen - so Knecht in der
Begrindung seines Postulats.

Der Bundesrat beantragte den Vorstoss in seiner Stellungnahme Ende Januar 2021 zur
Annahme. Er heisse flexible Arbeitsformen explizit gut und wolle diese mit einer Reihe
von Massnahmen férdern. *

Der Bund misse beim Anbieten von dezentralen Arbeitsplatzen ein Vorbild sein,
forderte Martin Candinas (Mitte, GR) in seiner Motion. Die Bundesverwaltung misse die
Arbeitsplatze besser Uber alle Kantone verteilen und auch fir landliche Gebiete eine
attraktive Arbeitgeberin werden. Der nationale Zusammenhalt kdénnte so gestéarkt
werden, wenn nicht nur vorwiegend im Kanton Bern, sondern auch in peripheren
Kantonen - zum Beispiel proportional zu ihrer wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit -
Verwaltungsarbeitsplatze angeboten wirden.

Der Bundesrat beantragte Anfang Februar 2021 die Ablehnung der Motion, weil sie
bereits erfullt sei. Die Bundesverwaltung biete bereits heute in der ganzen Schweiz
Arbeitsplatze an. Zudem musse die Arbeitsplatzplanung ganzheitlich betrachtet werden,
wie es die Regierung in ihrem Zielbild vorschlage. Die Entwicklung von flexiblen
Arbeitsformen, die sich durch den Covid-19-Lockdown beschleunigt habe, werde auch
vom Bundesrat mit verschiedenen Massnahmen vorangetrieben. °

Ganz am Schluss der laut Président Andreas Aebi (svp, BE) vermutlich langsten Debatte
in der Geschichte des Nationalrats - verhandelt worden waren das Covid-19-Gesetz
und der Nachtrag zum Voranschlag 2021 - um O Uhr 40 nahmen die Volksvertreterinnen
und -vertreter ohne Diskussion die Motion der FK-NR an, mit der nachhaltiges Arbeiten
beim Bund gefordert werden sollte. Der Bundesrat hatte die Annahme der Motion
beantragt, die er in die Erarbeitung von Massnahmen fur flexibles Arbeiten in der
Bundesverwaltung integrieren wollte. Die Motion mdéchte insbesondere die positiven
Erfahrungen von Home-Office wahrend des Covid-19-Lockdowns fruchtbar machen. ¢

Im Sténderat gab es aufgrund der Zustimmung des Bundesrats erwartungsgemass keine
Diskussion zum Postulat von Hansjorg Knecht (svp, AG), mit dem er die Prifung einer
Dezentralisierung der Arbeitsplatze des Bundes dank Digitalisierung verlangte. Der
Aargauer Standerat warb mit moglicher Kostensenkung und der Steigerung der
Attraktivitéat peripherer Standorte, wenn Arbeitsplatze dank Digitalisierung nicht mehr
nur in Bern vergeben werden kénnten. Nachdem Bundesrat Ueli Maurer prézisiert
hatte, dass Arbeitsplatze nicht «irgendwo in der Prérie oder in abgelegenen Gebieten
angesiedelt» wurden, sondern Digitalisierung wohl zu mehr Home-Office fihren werde
und Arbeitsplatze dorthin gingen, «wo die Leute wohnen», nahm die kleine Kammer
den Vorstoss diskussionslos an.’

In der Sommersession nahm auch der Standerat die Motion der FK-NR flr nachhaltiges
Arbeiten beim Bund stillschweigend an. Das sogenannte «dezentralisierte Arbeiten»
solle geférdert werden, zudem solle der Bundesrat diese Férderungsmassnahmen in
einem Umsetzungsplan mit messbaren Zielgrossen darlegen. Dabei sollen auch die
Erfahrungen von Homeoffice wéahrend der Corona-Pandemie sowie Uberlegungen zu
positiven wirtschaftlichen und 6kologischen Folgen einfliessen. In ihrem Bericht, mit
dem sie ihre einstimmige Unterstltzung zur Motion begrindete, hob die FK-SR auch
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den Umstand hervor, dass Co-Working und Homeoffice die Attraktivitat des Bundes als
Arbeitgeber starken konnten.

Nachdem Peter Hegglin (mitte, ZG) im Rat die Kommissionsposition dargelegt hatte,
ergriff Ueli Maurer das Wort und bekraftigte die Unterstitzung des Bundesrats fur
dieses Anliegen. Allerdings habe sich in der Zwischenzeit die «erste Euphorie fur das
Homeoffice ein bisschen verflichtigt», es gebe durchaus auch Nachteile. Wichtig sei
eine Gesamtbetrachtung und das Gesprach mit den Mitarbeitenden. ®

Der Stadnderat beschéaftigte sich im Rahmen der Herbstsession 2021 mit der Motion
«Formen mobilen Arbeitens>, die den Bundesrat beauftragen wollte, das Recht auf
Telearbeit zu einem bestimmten Prozentsatz fur Bundesangestellte zu schaffen.

Im Rahmen der Stéanderatsdebatte fiinrte Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp,
AR) aus, dass der Bundesrat im Mai 2021 die Bundespersonalverordnung gedndert habe
und die Anderung bereits in Kraft getreten sei. Diese Anderung ermégliche es den
Angestellten, an verschiedenen Arbeitsorten zu arbeiten, und regle unter anderem den
Gesundheitsschutz und die Infrastruktur. Die SPK-SR erachtete somit das Anliegen als
erfiillt und empfahl, die Motion abzulehnen, was der Stéanderat in der Folge auch tat. ?

Parlamentsmandat

Nachdem die SPK-SR den ersten Vorschlag ihrer Schwesterkommission abgelehnt hatte,
doppelte die SPK-NR nur wenige Tage spater nach und reichte neuerlich eine
parlamentarische Initiative ein, die Basis flr ein dringliches Bundesgesetz sein soll, mit
dem die Teilnahme an Abstimmungen in Abwesenheit - wenigstens fiir
Nationalratsmitglieder - ermdglicht werden soll. Angehérigen der grossen Kammer, die
aufgrund einer Covid-19-Erkrankung (Isolation oder Quaranténe) nicht an Ratssitzungen
und Abstimmungen teilnehmen koénnen, soll mittels «Fernabstimmungssystem»
ermoglicht werden, gleichzeitig wie die vor Ort anwesenden Parlamentarierinnen und
Parlamentarier von zu Hause aus ihre Stimme abgeben zu kénnen. Das auszuarbeitende
Gesetz soll ausdrucklich nur fur den Nationalrat gelten, maximal ein Jahr Gultigkeit
haben und Wahlgeschéafte oder geheime Abstimmungen ausschliessen. Die knappe
Mehrheit der Kommission - der Entscheid fir das Vorhaben fiel mit 9 zu 8 Stimmen (7
Enthaltungen) - hoffte, dass mit der Beschrankung auf den Nationalrat auch die SPK-SR
ihr Plazet geben werde, damit die Regelung allenfalls wenigstens gegen Ende der
anstehenden Wintersession 2020 angewendet werden kénnte. Die standeratliche
Kommission hatte gegen die erste Forderung, die sowohl fur den Standerat als auch fur
den Nationalrat hatte gelten sollen, staatspolitische Bedenken angebracht: Beratungen
brauchten nicht nur passives Zuhéren - im Home-Office via Livestream ermoglicht -
und Abstimmen, sondern auch persénlichen Austausch, was aber physische Prasenz vor
Ort voraussetze. ™

Gerade einmal 20 Tage vergingen zwischen der Einreichung der parlamentarischen
Initiative der SPK-NR flr die Ermoglichung der Teilnahme an Abstimmungen in
Abwesenheit - wenigstens fiir Nationalratsmitglieder - und der Annahme ihrer
Umsetzung in beiden Réten. Die SPK-SR hatte beim neuerlichen Vorstoss der
Schwesterkommission (nach der gescheiterten Pa.lv. 20.475) - wohl auch aufgrund der
wieder ansteigenden Covid-19-Fallzahlen - ein Einsehen und gab dem Ansinnen Ende
November mit 8 zu 4 Stimmen Folge.

Nur einen Tag spater - am zweiten Tag der Wintersession 2020 - unterbreitete die SPK-
NR dann ihrem Rat eine dringliche bis Ende der Herbstsession 2021 befristete Revision
des Parlamentsgesetzes. Ziel sei es, die Vorlage rasch durch die Rate zu bringen und ein
Differenzbereinigungsverfahren zu verhindern, damit die Moglichkeit einer Teilnahme
bei Abstimmungen flr von Covid-19 betroffene Nationalratsmitglieder von ausserhalb
des Nationalratssaals zumindest fur die dritte Sessionswoche gegeben sei. Die Mehrheit
der Kommission begriindete das Ansinnen damit, dass es zu einer Verzerrung der
Abstimmungen kommen koénnte, wenn zu viele Ratsmitglieder aufgrund von
vorgeschriebener Isolation oder Quarantane in Folge einer Covid-19-Erkrankung
abwesend waren und dies etwas eine Fraktion starker als eine andere betreffen wirde.
Ein erneuter Abbruch der Session musse verhindert werden.

Das Gesetz gelte nur fur den Nationalrat, weil dort Proportionalitat wichtiger sei als im
Standerat, fihrte Kommissionssprecherin Marianne Binder-Keller (cvp, AG) in der
Nationalratsdebatte aus. Sie betonte, dass lediglich von Covid-19 betroffene
Nationalratsmitglieder das Recht erhalten sollen, ihre Stimme in Abwesenheit abgeben
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zu kénnen. Dies gelte zudem lediglich fur Abstimmungen, nicht aber fir Voten im Rat,
das Einreichen von Vorstdssen oder die Teilnahme bei Wahlen. Gabe es technische
Schwierigkeiten, wirden deshalb  keine  Abstimmungen  wiederholt. Eine
Kommissionsminderheit beantragte Nicht-Eintreten. Ihr Sprecher Gregor Rutz (svp, ZH)
fragte sich, ob man auf dem Weg zum «Pyjama-Parlament» sei. Man musse in der
jetzigen Situation «ruhig Blut bewahren» und dlrfe diese <«unausgegorene,
widerspruchliche und verfassungswidrige» Vorlage nicht «Uberschnell» einflhren.
Parlamentarische Arbeit sei nicht einfach Abstimmen, sondern beinhalte
Willensbildung, die nur vor Ort geschehen kénne. Man kénnte ansonsten ja auch
einfach Fragebogen an die Parlamentsmitglieder verschicken, was eine Menge an
Kommissionsarbeit ~ sparen  wlrde. Zudem werde der Grundsatz des
Zweikammersystems verletzt, wenn das Gesetz nur flr die grosse Kammer gelte. Wenn
nur an Covid-19 Erkrankte vom Recht Gebrauch machen dirften, sei darliber hinaus die
Gleichbehandlung verletzt. Er sehe nicht ein, weshalb jemand mit einer «normalen
Grippe» oder einem «Beinbruch» nicht auch von zu Hause aus abstimmen durfe. Wenn
es wirklich so weit kommen wurde, dass eine erhebliche Anzahl an Nationalratinnen und
Nationalraten nicht mehr an der Session teilnehmen kénnte - «was wir nicht glauben»
-, dann musste man die Session, wie von Verfassung und Gesetz vorgesehen,
abbrechen. «Die Schweiz wurde nicht untergehen, wenn wir mal eine Woche nicht
tagen wiarden». Auf diese «Bastelarbeit» durfe aber nicht eingetreten werden, so Rutz.

Nachdem alle anderen Fraktionen fur Eintreten pladiert hatten - es herrschte Konsens,
dass das Parlament seine Verantwortung auch in einer Krisensituation wahrnehmen
kénnen musse, auch wenn es sich bei der Vorlage nicht um eine perfekte Lésung handle
-, wurde mit 125 zu 61 Stimmen (3 Enthaltungen) Eintreten beschlossen. Zur
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion gesellten sich acht Mitglieder der FDP- und zwei
Mitglieder der Mitte-Fraktion, die ebenfalls gegen Eintreten stimmten. Ohne weitere
Diskussion nahm dann eine Mehrheit von 123 gegen 62 Stimmen (5 Enthaltungen) den
Entwurf an, der damit an den Standerat ging.

Dort sprach Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) zwei Tage spater von einem
«historischen» Projekt, da zum ersten Mal seit 1848 die Grundlage flr Abstimmungen
ohne Anwesenheit im Parlamentsgebdude geschaffen werde. Die Vorlage sehe
allerdings einzig vor, den Abstimmungsknopf zuhause am Computer Uber einen
gesicherten Link statt vor Ort zu dricken. Eine Kommissionsminderheit brachte
zahlreiche staatspolitische und institutionelle Bedenken vor, wie sie zuvor bereits im
Nationalrat zu vernehmen gewesen waren. Lisa Mazzone (gp, GE) argumentierte
hingegen mit «respect institutionnel». Sie sei ebenfalls unzufrieden mit der Vorlage,
wolle aber dem Nationalrat nicht im Wege stehen und die Vorlage in Anbetracht ihrer
Befristung gutheissen. Man koénne sich ja auch der Stimme enthalten und den
Nationalrat machen lassen, ergénzte Philippe Bauer (fdp, NE). In der Folge entbrannte in
der kleinen Kammer eine lebhafte und recht ausfihrliche Diskussion dariber, ob man
dem Schwesterrat eine Sonderregelung zugestehen solle, wie sich Daniel Jositsch (sp,
ZH) ausdrlckte, oder ob mit einer solchen Regelung leichtfertig oder gar fast fahrléssig
Gesetze beschlossen werden konnten, wie dies Hannes Germann (svp, SH) beflirchtete.
Schliesslich schien die Meinung zu Uberwiegen, dass der Nationalrat das Recht haben
soll, die Moglichkeit fur Abstimmen in Abwesenheit in dieser aussergewdhnlichen
Situation fur sich selbst zu schaffen. Mit 27 zu 13 Stimmen bei 4 Enthaltungen hiess
entsprechend auch der Standerat die Vorlage gut.

Damit konnten in einem nachsten Schritt beide Kammern Gber die Dringlichkeitsklausel
abstimmen. Im Nationalrat wurde diese mit 130 zu 35 Stimmen (4 Enthaltungen) und im
Standerat mit 29 zu 11 Stimmen (3 Enthaltungen) angenommen. Damit stand den
Schlussabstimmungen, die Mitte der Wintersession durchgefliihrt wurden, nichts mehr
im Wege. Mit 125 zu 65 Stimmen (4 Enthaltungen) nahm die grosse Kammer die
Teilnahme in Abwesenheit fir an Covid-19 erkrankte Nationalratsmitglieder an. Die
kleine Kammer hiess die Vorlage mit 25 zu 7 Stimmen (3 Enthaltungen) gut. "

Kaum war das eiligst beschlossene Gesetz flr die Mdglichkeit einer Teilnahme an
Abstimmungen in Abwesenheit fiir an Covid-19 erkrankte oder sich in Isolation oder
Quarantane befindende Nationalratsmitglieder in Kraft getreten, kam es auch schon
zur Anwendung. Sophie Michaud Gigon (gp, VD) wurde zum ersten Nationalratsmitglied,
das sich von ausserhalb des Ratssaales an einer Abstimmung beteiligte. Die
Parlamentsdienste hatten in der Zwischenzeit eine entsprechende Infrastruktur
aufgebaut: Wer am Bildschirm von zuhause aus abstimmen musse, musse sich am
Vortag anmelden und sich am Computer authentifizieren. ™
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Die Covid-19-Pandemie bzw. der Abbruch der Frihlingssession 2020 habe vor Augen
geflihrt, dass das Parlament in Krisensituationen nicht zuverlassig funktioniere. Mit
dieser Begrindung wurden zahlreiche Vorstdssen eingereicht, mit denen eine hohere
Krisenresistenz des Parlaments zu erreichen versucht wurde. Darunter fand sich eine
parlamentarische Initiative von Thomas Brunner (glp, SG), der situationsgerechte
Flexibilisierungsméglichkeiten fiir den Parlamentsbetrieb bei aussergew6hnlichen
Umstanden forderte. Konkret soll die Arbeitsorganisation so angepasst werden, dass
«das Klumpenrisiko» der «gleichzeitigen Versammlung aller Volksmandatierten am
selben Ort» verringert werden kann. Brunner nannte «Stimmabgaben aus Home-
Offices» oder «regionale Parlamentsteile», die ortlich getrennt tagen, als mogliche
Beispiele.

Die SPK-NR sah die Notwendigkeit fiir entsprechende Uberlegungen und gab der
parlamentarischen Initiative Brunner, wie auch einer ahnlichen Idee von Lukas Reimann
(svp, SG; Pa.lv. 20.479), einstimmig Folge. Mit 14 zu 11 Stimmen empfahl die SPK-NR
darlber hinaus, auch einer parlamentarischen Initiative von Katja Christ (glp, BS; Pa.lv.
20.425) Folge zu geben, die ganz konkret Gesetzesgrundlagen flr einen digitalen
Parlamentsbetrieb forderte. Zur Ablehnung empfahl die Kommission hingegen die
Forderung, dass eine digitale Teilnahme an Sitzungen geringer entschadigt werden soll
als eine Teilnahme vor Ort, wie dies von einer parlamentarischen Initiative von Gregor
Rutz (svp, ZH; Pa.lv. 20.431) gefordert wird. *

Parlamentsorganisation

Mit 16 zu 7 Stimmen beantragte die SPK-NR, der parlamentarischen Initiative von Gregor
Rutz (svp, ZH) keine Folge zu geben, die eine Halbierung des Taggeldes im Falle von
Videokonferenzen verlangte. Weil man sich nicht verschieben musse, sei die Reduktion
der Entschéadigung auf CHF 220 gerechtfertigt, befand der Initiant in der Begrindung
seines Vorstosses. Die Kommission argumentierte, dass eine Online-Sitzung den
gleichen Zeitaufwand mit sich bringe, wie eine Sitzung vor Ort. Ubernachtungs-,
Mahlzeiten- und Reiseentschadigung wilrden bei Online-Sitzungen freilich nicht
entschadigt. Die Kommissionsminderheit, die aus SVP-Fraktionsmitgliedern bestand,
argumentierte im Rat erfolglos, dass die zeitliche Ersparnis bei Besprechungen aus dem
eigenen Blro eine tiefer angesetzte Sitzungsentschadigung rechtfertige: 53
befurwortende SVP-Stimmen standen 131 ablehnenden Voten entgegen, die den
Vorstoss versenkten. ™

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Ende des Jahres verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Aufhebung des
~Bundesbeschlusses liber die Forderung der Heimarbeit™ von 1949. Mit Hinweis auf
den grundlegenden Wandel im Heimarbeitsmarkt und insbesondere auf die
Kompensation unverschuldeter kantonaler Strukturlasten Uber die Neugestaltung des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen (NFA) per 2008 schlagt der Bundesrat
die ersatzlose Streichung der subsidiaren Unterstutzung der unselbstandigen
gewerblichen und industriellen Heimarbeit vor. ®

Wirtschaftsordnung

Die Schattenwirtschaft sei fiir die Schweiz ein untergeordnetes Problem und
zuséatzliche Massnahmen zu ihrer Bekdmpfung drangten sich zur Zeit nicht auf. Dies
geht aus einem Bericht hervor, den der Bundesrat im Auftrag des Parlaments
ausarbeiten liess. Mit einem geschatzten Anteil von drei bis sechs Prozent des
Sozialprodukts ist die versteckte Wirtschaft in der Schweiz von wesentlich geringerer
Bedeutung als in andern Industriestaaten. Als wichtige Griinde daflr gibt der Bericht
die im internationalen Vergleich massvolle Belastung der Erwerbstatigkeit durch
Steuern und Abgaben an. Zudem Sorgten Steuer- und Einwanderungsgesetze sowie
Arbeitsinspektorate fur eine wirksame Bekampfung. Allerdings wird auch die Gefahr
erwahnt, dass die erhdhte Regelungsdichte, wie sie zum Beispiel mit dem Ausbau der
Altersvorsorge und mit der neuen Umweltschutzgesetzgebung eingetreten ist, vermehrt
zum Ausweichen auf Erwerbstéatigkeiten fuhren kénnte, die vor dem Staat verheimlicht
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werden, um Vorschriften und administrative Auflagen zu umgehen.

Sozialpolitik

Bevéilkerung und Arbeit
Bevéilkerung und Arbeit

Rétrospective annuelle 2019: Population et travail

Faut-il réviser la loi sur le travail (LTr)? La question a été a plusieurs reprises traitée en
2019 par les organes parlementaires. En début d'année, la CER-CN a été chargée
d'élaborer un projet, afin d'assouplir les conditions encadrant le télétravail. Sa
consceur, la CER-CE, a plaidé pour un modele spécial annualisé du temps de travail,
aprés avoir pris connaissance des avis contrastés concernant les avant-projets visant a
introduire un régime de flexibilité partielle dans la LTr et & assouplir I'obligation de
saisie du temps de travail pour le personnel dirigeant et les spécialistes. Malgré son
préavis négatif, le Conseil national a soutenu la position de sa commission de libérer de
|'obligation de saisie du temps de travail les employés de start-up détenant des
participations dans une entreprise. Le Conseil fédéral priait, lui, d'attendre les résultats
de I'évaluation des conséquences des nouvelles régles d'enregistrement de la durée du
travail (art.73a et 73b) introduites en 2015 dans I'Ordonnance relative a la loi sur le
travail (OLT1), avant de procéder a une libéralisation du temps de travail. Alors que
['Union patronale suisse (UPS) saluait I'élan favorable a la modernisation du droit du
travail, les syndicats ont crié a la déréglementation et menacérent de lancer un
référendum.

Quant a la protection en cas de signalement d'irrégularités par le travailleur,
|'adaptation du code des obligations a été rejetée par le Conseil national. Le Conseil
des Etats doit a son tour se prononcer sur la solution «en cascade» élaborée par le
Conseil fedéral.

Le Parlement a également légiféré pour que la Confédération puisse participer aux
frais de controle de I'obligation d'annonce des postes vacants, jusqu'a fin 2023. Aprés
un an d'application, le premier rapport sur le monitorage de I'exécution de I'obligation
d'annoncer les postes a dressé un bilan plutot positif de la mesure. En paralléle, le
SECO a publié le quinzieme rapport de I'Observatoire sur la libre circulation des
personnes entre la Suisse et I'UE, signalant de potentielles difficultés pour la Suisse a
recruter dans le futur de la main-d'ceuvre européenne. Contre un éventuel risque de
pénurie de force de travail qualifiée, le Conseil fédéral a arrété un catalogue de
mesures pour encourager le recrutement de la main-d’ceuvre indigene. Le rapport sur
la mise en ceuvre des mesures d'accompagnement a la libre circulation des personnes
et le rapport sur I'exécution de la Loi sur le travail au noir ont, quant a eux, observé une
amélioration dans la lutte contre le travail au noir et dans la lutte contre les infractions
portant sur les conditions de salaire et de travail. Pour favoriser les contréles des
conditions de travail des travailleurs détachés en Suisse, le systeme d'information
central de la migration (SYMIC) sera optimisé. La portée de I'art.2 de la loi sur les
travailleurs détachés sera étendue (LDét), afin d'obliger les employeurs étrangers,
détachant leurs travailleurs, a respecter les conditions salariales prescrites par une loi
cantonale. Enfin, le Conseil fédéral comparera |'application de la directive sur les
travailleurs détachés avec les mesures d'accompagnement prises en Suisse au titre de
I'accord sur la libre-circulation des personnes, afin de lever les doutes relatifs a
|"application réelle des directives européennes en la matiere par les Etats membres de
I'UE.

Du cbté des partenaires sociaux, I'USS a, en écho a la greve des femmes, présenté ses
revendications en faveur des femmes. Alertée par la hausse du travail temporaire
durant les 30 derniéres années, elle a réclamé des conditions de travail identiques pour
tous les travailleurs, indépendamment de leur statut. En septembre, elle a exigé une
augmentation générale des salaires de 2%. Quelques mois plus tard, d'autres demandes
foisonnaient de la part des syndicats. L'UPS s'est opposée a la plupart des doléances et
a proposé ses propres solutions. Toutefois, grace a l'entente des patrons et des
syndicats en marge du centenaire de I'OIT, la Suisse a pu étre retirée de la liste noire
des pays violant la Convention en matiere de protection contre les licenciements
antisyndicaux. Sans s'accorder, les représentants des travailleurs et des employeurs ont
discuté de l'accord-cadre institutionnel dans une bonne atmosphere. Le Syndicat
suisse des services publics (SSP) a entre autre déploré le jugement du Tribunal fédéral
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relatif au cas du licenciement des grévistes de I'hopital de la Providence, selon lequel la
greve n'avait pas respecté les criteres de licéité du droit de greve. La Cour européenne
des droits de I'nomme (CEDH) a été sollicitée.

Le théme du marché du travail a particulierement résonné dans les médias, durant les
mois de mai et juin (3.9% et 2.94% des articles de presse). La place des femmes sur le
marché du travail, les revendications syndicales, I'inscription de la Suisse sur la liste
noire de I'OIT et, les interventions parlementaires traitées lors des sessions de mai et
de juin ont fait couler beaucoup d'encre. ”

Rétrospective annuelle 2020: Population et travail

En 2020, la crise du Covid-19 n’a pas seulement bouleversé le marché du travail, elle a
également impacté la population helvétique.

Pour y faire face, les prescriptions légales sur le temps de travail et de repos pour les
services hospitaliers ont été suspendues. Jusqu'a la mi-juin, le Conseil fédéral a
recommandé le homeoffice a la population active. Prés d'une personne sur deux a alors
télétravaillé, selon les données de I'OFS. La presse, de son cbté, a partagé plusieurs
expériences et fourni des conseils pour concilier au mieux la vie professionnelle et
familiale a la maison. Toutefois, plusieurs professions n'ont pas pu y recourir et étaient
particulierement exposées comme par exemple les caissiers et les caissieres. En signe
de reconnaissance pour leur prise de risques, les milieux syndicaux ont demandé de les
récompenser avec une prime. Plusieurs entreprises et institutions ont répondu
favorablement a I'appel, avec par exemple des gestes pour le personnel en contact avec
la clientéle et le monde médical. Le vice-directeur de I'Office fédéral de la justice (OFJ)
a, quant a lui, prié les employeurs de verser le salaire aux employé.e.s en quarantaine a
la suite d'un séjour volontaire sur un territoire a risque élevé d'infection, apres que
|'Union patronale ait déclarée qu'ils n'y étaient pas légalement tenus. Pour éviter des
licenciements en raison de la baisse temporaire de l'activité économique, les
entreprises ont recouru au chémage partiel. Les exploitations agricoles ont pu profiter
des services de personnes au chdmage et ont recruté suffisamment de main-d’ceuvre
saisonniere, malgré les restrictions a la libre circulation des personnes.

La protection des travailleurs n'a pas été que le propre de la crise. Deux initiatives
parlementaires - demandant une meilleure protection des femmes et des lanceurs
d'alerte contre le risque de licenciement - ont été entérinées, suite au refus du
Conseil national de la prolongation de la protection légale contre le licenciement aprées
|'accouchement et du projet relatif au signalement d'irrégularités par le travailleur.
S'agissant des salaires minimaux, si le secteur tertiaire ne devra pas répondre
civilement du non-respect par les sous-traitants des salaires minimaux nets et des
conditions de travail, le Parlement pourrait obliger les entreprises & informer leurs
employé.e.s des abus relevés lors des contrdles opérés dans les secteurs soumis a des
contrats-types de travail fixant des salaires minimaux. Un projet de révision de la loi sur
les travailleurs détachés (LDét) pour étendre I'application des salaires minimaux
cantonaux aux travailleurs détachés a été mis en consultation. La population genevoise
a, quant a elle, accepté de se doter du salaire minimum le plus élevé au monde. Enfin,
dans la lutte contre le travail au noir, le SECO a lancé une campagne pour sensibiliser
les acteurs de terrains a la traite des étres humains aux fins de I'exploitation du travail.
Il a également publié son rapport sur I'exécution de la loi sur le travail au noir dans
lequel il releve une baisse conséquente des soupcons et des sanctions prononcées
pour le travail au noir en 2019.

Par rapport aux années précédentes, le théme du marché du travail a davantage
résonné dans les médias en 2020. De février a fin septembre, plus de 2.5 pourcent des
articles de presse y faisaient référence, avec un pic au-dela des 3 pourcent en mars et
enjuin.

Du point de vue de la population, nombre de décés ont été causés par le virus. Si
certaines catégories de la population étaient dites «plus a risque» que d'autres - telle
que les personnes agées - le barometre Génération 2020 révele que pour la majorité
des sondé.e.s le virus a eu un impact négatif sur les relations intergénérationnelles.
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Arbeitsmarkt

Stillschweigend Uberwies der Nationalrat ein von 75 Mitunterzeichnern unterstitztes
Postulat Jutzet (sp, FR), welches den Bundesrat bittet, das Problem der Schwarzarbeit
eingehend zu untersuchen und Bericht zu erstatten, welche Massnahmen gegen
Schwarzarbeit und Schattenwirtschaft zu ergreifen sind. ¥

Eine Motion Eymann (Ip, BS) fur eine breit angelegte nationale Informationskampagne
gegen Schwarzarbeit, welche sich sowohl an Arbeitgeber wie an Arbeitnehmer richtet,
wurde mit Zustimmung des Bundesrates Uberwiesen. Gleich erging es einer Motion
Tschopp (fdp, GE) [97.3478], die verlangte, Bundesrat und Sozialpartner sollten
gemeinsam ein Massnahmenpaket gegen Schwarzarbeit ausarbeiten und flir dessen
Umsetzung besorgt sein. 2

1997 war der Bundesrat mit zwei vom Nationalrat angenommenen Motionen
aufgefordert worden, dezidierter gegen die Schwarzarbeit vorzugehen. Im Berichtsjahr
wurde er nun aktiv und lud die Vertreter der Kantone und der Sozialpartner zu einem
Hearing ein. Dabei einigten sich die Gesprachspartner auf einen Massnahmenkatalog.
Eine Informationskampagne soll die Bevolkerung dafir sensibilisieren, dass
Schwarzarbeit kein Kavaliersdelikt ist, sondern die Allgemeinheit Milliarden kostet.
Deshalb sollen die kantonalen Kontrollen und die Gerichtspraxis verscharft werden. Der
Bund wird zudem nach administrativ einfacheren Wegen suchen, die es
Kleinunternehmen und Haushaltungen ohne grossen Aufwand ermdglichen, im
Stundenlohn beschéftigte Personen zu deklarieren. Der Nationalrat Uberwies eine
Motion der CVP-Fraktion, welche ahnlichlautende Vorschlége machte, in der
Postulatsform. #

Im Rahmen der Legislaturplanung reichte die Kommission des Nationalrates eine
Richtlinienmotion ein, die dem Bundesrat den Auftrag erteilen wollte, dem Parlament
Massnahmen zu unterbreiten, die durch das Aufkommen der .neuen Wirtschaft",
insbesondere durch die rapide Zunahme der Telearbeit, flr den Schutz der
Arbeitnehmenden noétig sind. Angesichts der beschrankten personellen und finanziellen
Ressourcen sah sich der Bundesrat zwar ausserstande, dem relativ weit gefassten
Anliegen der Motion erste Prioritdt einzurdumen, versprach aber, die Entwicklung
weiter aufmerksam zu beobachten. Um sich den erforderlichen Handlungsspielraum zu
erhalten, beantragte er erfolgreich Umwandlung in ein Postulat. Eine weitere
Richtlinienmotion [00.3210], welcher der Bundesrat seine Zustimmung gab, beauftragte
ihn, die Ahndung der Schwarzarbeit auzubauen. Diese Motion wurde vom Sténderat
ebenfalls angenommen. %

Letzterem Begehren, das schon mehrmals vom Parlament sowie von den Sozialpartnern
an ihn heran getragen worden war, kam der Bundesrat Ende August entgegen, indem er
ein Massnahmenpaket zur Bekampfung der Schwarzarbeit in die Vernehmlassung gab.
Neben administrativen Erleichterungen fur Dienstleistungen im Haushalt und deutlich
scharferen Sanktionen fur Arbeitgeber, die Schwarzarbeiter beschaftigen
(Gefangnisstrafen und Bussen bis 1 Mio Fr.), sieht das Projekt einen verbesserten
Datenaustausch zwischen den Behdrden, eine neue, strafrechtlich fassbarere
Definition der Scheinselbstandigkeit sowie eine Verstarkung der Kontrollkompetenzen
der paritatischen resp. der tripartiten Kommissionen vor. Wahrend sich die
Gewerkschaften auf der einen Seite, derSGV und der Baumeisterverband (als Vertreter
jener Branchen, in denen die meiste Schwarzarbeit geleistet wird) auf der anderen
Seite hinter die Vorschlage des Bundesrates stellten, legte sich der Arbeitgeberverband
quer. Er wollte nur Kontrollen durch die Kantone und die paritatischen Kommissionen
zulassen.
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Die Schweizerische Arbeitskrafteerhebung (SAKE) 2001 des BFS erfasste erstmals auch
neuere Arbeitsformen und mass den Arbeitsbedingungen mehr Gewicht zu. Demnach
arbeiteten zum Zeitpunkt der Erhebung bereits 5% der Erwerbstatigen nach einem
Jahresarbeitszeitmodell. Arbeit auf Abruf leisteten 4%, 1,7% waren mit Heimarbeit (inkl.
Telearbeit) beschaftigt und 9,1% arbeiteten regelméssig Schicht. Die Bedeutung der
Teilzeitarbeit nahm nochmals zu (von 29,3% auf 30,7%), sowohl bei den Frauen (55,1%
gegenlber 53,5% im Vorjahr) als bei den Mannern (11,1% vs. 10,3%); rund die Halfte der
Teilzeiterwerbenden leisteten ein Pensum von 50% und mehr. Festgestellt wurde auch,
dass Frauen haufiger als Manner und Auslander 6fter als Einheimische unter atypischen
Arbeitsbedingungen téatig sind. 2*

Die vom Bundesrat geplante Offensive gegen die Schwarzarbeit wurde in der
Vernehmlassung mehrheitlich begrisst, insbesondere von der Linken und den
Gewerkschaften. Die burgerlichen Parteien sowie Arbeitgeberkreise bedauerten, dass
die Ursachen der Schattenwirtschaft zu wenig bertcksichtigt wurden; diese lagen bei zu
hohen Steuern und schwerfalligen administrativen Ablaufen. Gegen schérfere
Sanktionen hatten die Parteien nichts einzuwenden. Umstritten war hingegen der
Vorschlag, fehlbare Arbeitgeber bis zu funf Jahren von o&ffentlichen Auftragen
auszuschliessen. Die SVP und der Arbeitgeberverband bezeichneten dies als
unverhaltnisméassig. Demgegentber fand der Baumeisterverband, die Massnahme sei
noétig, um einen fairen Wettbewerb zu garantieren. Linke und Gewerkschaften
forderten noch héhere Bussen. Im burgerlichen Lager rief die Einflhrung tripartiter
Kommissionen Skepsis hervor. FDP und CVP waren der Ansicht, die Uberwachung der
Branchen ohne Gesamtarbeitsvertrag sollte allein den Kantonen obliegen. Die Idee, die
Deklaration der Arbeit von Haushalthilfen zu vereinfachen, stiess allgemein auf positives
Echo, doch wollten die Burgerlichen ,Bagatellfalle®™ wie das Babysitting davon
ausnehmen. %

Mitte Januar unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seinen Gesetzesentwurf zur
Bekampfung der Schwarzarbeit, der verschiedene Massnahmen vorsieht, um die
Schwarzarbeit weniger attraktiv zu machen, insbesondere eine Verstarkung der
Kontrollen und eine Verscharfung der Sanktionen. Vorgesehen sind auch
administrative Erleichterungen bei den Sozialversicherungen durch die EinfUhrung
eines vereinfachten Abrechnungsverfahrens fir kleinere wirtschaftliche Tatigkeiten
(Arbeiten im Haushalt, voriibergehende oder sehr beschrénkte Erwerbsverhéltnisse).
Weiter wird die Verpflichtung der Kantone stipuliert, eine kantonale Behdrde oder
Kommission mit verstarkten Kontrollkompetenzen zu bezeichnen, mit der Méglichkeit,
die Sozialpartner einzubeziehen. Angestrebt wird eine Vernetzung der
Administrativdaten, verbunden mit der Pflicht, die Resultate der Kontrollen bei den
Arbeitgebern zu verdffentlichen. Im Bereich des Auslanderrechts und in den
Sozialversicherungen werden die Sanktionen fur die Beschaftigung nicht gemeldeter
Arbeitskrafte strenger gefasst; zudem wird eine neue Sanktion eingefuhrt, namlich die
Moglichkeit des Ausschlusses vom 6ffentlichen Beschaffungswesen. 2

In der Sommersession behandelte der Nationalrat als erster das neue Bundesgesetz zur
Bekampfung der Schwarzarbeit. Das Gesetz baut auf vier Pfeilern auf: Die Kantone
sollen durch Delegation an die Gewerbepolizei oder die tripartiten Kommissionen
Kontrollstellen schaffen; weiter soll die Koordination zwischen den Behdrden
verbessert werden; ferner mussen ertappte Arbeitgeber mit Sanktionen rechnen;
letztlich sollen Erleichterungen flr die Abrechnung der Sozialabgaben bei geringfligiger
Beschaftigung in kleinen Firmen und Privathaushalten die Anreize zur Schwarzarbeit
senken. In der Eintretensdebatte waren sich alle Parteien mit dem Bundesrat einig, dass
Schwarzarbeit kein Kavaliersdelikt ist. Sie entzieht der AHV und anderen
Sozialversicherungen Mittel, sie benachteiligt die ehrlichen Unternehmer, und sie hohlt
den Schutz der Arbeitnehmenden aus. Gegen das neue Gesetz wandte sich nur die
ausserste Linke, die sich fur eine vollstandige Regularisierung aller bisher schwarz
Arbeitenden, insbesondere der so genannten Sans-papiers, aussprach. Doch mit 124 zu
4 Stimmen hatte der entsprechende Nichteintretensantrag Zisyadis (pda, VD) keine
Chance. Erfolglos waren in der Detailberatung auch weniger weit gehende Massnahmen,
welche den schwarz Arbeitenden die Durchsetzung von Lohnanspriichen im nachhinein
erleichtert hatten. An der burgerlichen Mehrheit scheiterte auch der Vorschlag der SP,
Papierlose nach einem Jahr illegaler Arbeit in der Schweiz von einer Amnestie
profitieren zu lassen.
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Unbestritten war, dass Schwarzarbeit im Wiederholungsfall happig bestraft werden soll.
Den fehlbaren Arbeitgebern droht Busse bis zu einer Mio. CHF und Gefangnis bis zu
funf Jahren. Am meisten zu reden gaben die etwas indirekteren zusatzlichen
Sanktionen gegen fehlbare Arbeitgeber. Von den Vorschlagen des Bundesrates und der
vorberatenden Kommission fand lediglich die Bestimmung bei der burgerlichen
Mehrheit Gnade, wonach Unternehmen, vor allem in der Baubranche, die
«schwerwiegend» gegen das Gesetz verstossen, wahrend flinf Jahren von der Vergabe
offentlicher Auftréage ausgeschlossen werden kénnen. In anderen Punkten gelang den
Burgerlichen hingegen eine Entscharfung des Entwurfs. Erstens sollten die von
Auftragen ausgeschlossenen Firmen nicht o6ffentlich genannt werden. Vergeblich
argumentierte die SP, dass dadurch die Transparenz verschlechtert werde. Zweitens
sollten Bauern, die illegal Personal beschaftigen, auch kinftig keine Kirzung ihrer
Subventionen zu beflrchten haben. Ein erfolgreicher Minderheitsantrag aus der FDP
begriindete die Schonung der fehlbaren Landwirte damit, dass der Entzug der
Subventionen fur viele Bauernbetriebe «existenzbedrohend» ware. Drittens sollten
Firmen auch zukinftig kaum mit nachtraglichen Lohnklagen illegal Beschaftigter
rechnen mussen. Denn ein entsprechendes Klagerecht der Gewerkschaften, das die
Kommission noch ins Gesetz eingeflgt hatte, wurde im Plenum wieder gestrichen.
Abgelehnt wurde aber auch der Antrag der SVP, dass die Steuer- und
Sozialversicherungsbehdrden schon bei einem blossen Verdacht auf illegalen Aufenthalt
die Auslanderbehdrde informieren mussen. Die Ratsmehrheit hielt dem erfolgreich
entgegen, dass den Behdrden damit Polizeiaufgaben aufgebirdet wirden. Angesichts
der mehrfach von Rechts und von Links gedusserten Unzufriedenheit wurde das Gesetz
Uberraschend deutlich mit 128 zu 24 Stimmen verabschiedet.

Der Standerat setzte dem Gesetz wieder einige der von der grossen Kammer gezogenen
Zéhne ein. Nach seiner Auffassung sollen die Namen jener Firmen, die wegen
Schwarzarbeit vom o6ffentlichen Beschaffungswesen ausgeschlossen werden, publik
gemacht werden. Auch sollen Subventionen vor allem in der Landwirtschaft gekdrzt
werden koénnen. Schliesslich nahm der Standerat auch das Klagerecht der
Gewerkschaften wieder in das Gesetz auf. Dieses wurde in der Gesamtabstimmung mit
32 zu 1 Stimme gutgeheissen. %

Das Parlament réaumte im Berichtsjahr die im Vorjahr entstandenen Differenzen beim
neuen Bundesgesetz zur Bekampfung der Schwarzarbeit aus. Der Nationalrat gab in
den meisten Punkten nach und schwenkte auf die schéarfere, vom Bundesrat und vom
Standerat beflrwortete Version ein. Im ersten Durchgang lehnte er zwar die Moglichkeit
des Ausschlusses vom Zugang zu staatlichen Beihilfen als Zusatzsanktion und die
Publikmachung der wegen Schwarzarbeit vom o&ffentlichen Beschaffungswesen
ausgeschlossenen Firmen noch ab, gab dann aber nach. In der Schlussabstimmung gab
es im Nationalrat Opposition von unterschiedlicher Seite. Die SVP lehnte das Gesetz ab,
weil es fur die Arbeitgeber zusatzliche administrative Belastungen und Kontrollen
bringen wirde, der Liberale Beck (VD) war dagegen, weil Landwirte nicht nur mit
Bussen, sondern in gravierenden Féllen auch mit dem Entzug von Subventionen bestraft
werden kénnen. Die extreme Linke ihrerseits monierte, dass eine bessere Massnahme
zur Bekampfung der Schwarzarbeit darin bestehen wirde, allen illegal anwesenden
Ausléndern (so genannte ,Sans-papiers’) eine Aufenthaltsbewilligung zu erteilen. Trotz
dieser Einwande - diejenigen der SVP wurden von aussen vom Schweizerischen
Arbeitgeberverband sekundiert - hiess der Nationalrat das neue Gesetz in der
Schlussabstimmung mit 121 zu 48 Stimmen gut; im Standerat gab es bloss zwei
Gegenstimmen. ¥

Depuis 1949, la Confédération a encouragé a titre subsidiaire le travail a domicile, en
particulier lorsqu'il était de nature & améliorer les conditions d'existence des
populations montagnardes. En décembre 2010, le Conseil fédéral avait présenté un
message au parlement afin d'abroger I'arrété fédéral tendant a encourager le travail a
domicile. Le gouvernement a fait valoir que la demande de travailleurs a domicile avait
baissé et que cette activité n'avait plus autant d'importance dans la garantie d'un
revenu minimal d'existence. Par ailleurs, la réforme de la péréquation financiere et de
la répartition des taches entre la Confédération et les cantons (RPT) a, de l'avis du
Conseil fédéral, instauré des instruments financiers tenant suffisamment compte des
conditions particulieres des populations montagnardes. Le Conseil des Etats a
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également considéré que I'encouragement du travail & domicile n'était plus adapté aux
conditions économiques et sociales actuelles et n'avait par conséquent plus de raison
d'étre. C'est a l'unanimité qu'il a adopté le projet du Conseil fédéral. Le Conseil
national a suivi la chambre des cantons. Néanmoins, il a créé une divergence en
ajoutant au texte la clause nécessaire de référendum facultatif. Les sénateurs ont
aussitot adhéré au texte proposé par la chambre du peuple. Au vote final, la loi fédérale
a été acceptée par 141 voix contre 47 au Conseil national et par 43 contre 1 au Conseil
des Etats. *°

En décembre de l'année sous revue, le Conseil fédéral a dressé le bilan de
I'implémentation de la loi sur le travail au noir (LTN), entrée en vigueur en 2008. Le
gouvernement a conclu que la LTN avait globalement fait ses preuves. Néanmoins, il a
estimé que la lutte contre le travail au noir pouvait étre améliorée. Le Conseil fédéral a
notamment constaté que les compétences dont disposaient les inspecteurs chargés
des contréles ainsi que les obligations de déclaration des employeurs ne permettaient
que difficilement de prouver I'existence du travail au noir. Afin de pallier ces lacunes, le
Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de I'économie (DFE) d’examiner, d’ici
fin 2014, la possibilité de réviser la loi ou I'ordonnance correspondante. *'

Suite a la discussion de la proposition de révision de la loi sur le travail au noir (LTN)
par le Conseil national, elle fut débattue au Conseil des Etats lors de la session de
printemps 2017. Comme dans la Commission de I'économie et des redevances du
Conseil national (CER-CN), les fractions UDC et libérale-radicale de la Commission de
I'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) recommandaient de ne
pas entrer en matiére. Malgré tout, la majorité était de I'avis contraire et demandait
d'adhérer a la décision du Conseil national. La minorité ne voyait pas la nécessité d'une
révision de la loi étant donné que celle-ci a fait ses preuves et que la coopération entre
les organes de contrble et les administrations fonctionnait. De plus, ils remettaient en
doute le fait que les propositions du Conseil fédéral puissent résoudre les problemes
liés au travail au noir. Pour la fraction socialiste, des progrés dans la mise en ceuvre de
la loi étaient impératifs, notamment de réguler les relations entre la Confédération et
les cantons afin que la Confédération puisse assurer 'application harmonisée de la loi.
Cela se justifie par le fait que la Confédération finance a raison de 50% les colts des
contrdles de la mise en ceuvre de la loi. Un autre argument soulevé par la majorité est,
qu'au méme titre que les abus en matieres d'assurances-sociales, il faut lutter contre
ceux présents dans le cadre du travail au noir. Le Conseil des Etats est entré en matiére
avec 27 voix contre 16 voix et s'en est suivie la discussion par article. Concernant la
modification de la procédure de décompte simplifiée, la CER-CE était pour le maintien
du droit en vigueur comme le Conseil national, c'est-a-dire de ne pas limiter la
procédure qu'aux foyers privés. Elle rajouta un deuxieme alinéa a I'article 2 de la loi afin
de spécifier que la procédure de décompte simplifiée ne serait pas applicable pour les
sociétés de capitaux et les sociétés coopératives, ainsi qu'aux conjoints et enfants
salariés dans I'entreprise. Le Conseil des Etats a adopté la position de sa commission.
La diffusion des proces-verbaux aux personnes et entreprises controlées a été discutée
dans cette chambre. Alors que le Conseil fédéral proposait de ne remettre les procés-
verbaux qu'a condition qu'il y ait une demande de ces personnes ou entreprises, la
CER-CE était d'avis que la remise devait étre automatique. L'argument de décharger et
simplifier le travail de I'administration n'était pas convaincant pour la CER-CE. De
nouveau, le Conseil des Etats a adopté cette position. A contrario du Conseil national,
le Conseil des Etats a suivi la proposition de sa commission, les organes ou tiers
chargés du contréle peuvent informer les autorités d'indices qu'une infraction a été
commise a une convention collective de travail déclarée de force obligatoire. Au sujet
de la conclusion des conventions de prestations entre la Confédération et les cantons,
la majorité recommandait d'adhérer a la décision du Conseil national, soit de ne pas les
régulariser dans la loi et maintenir la base volontaire de celles-ci. La minorité,
composée de quelques membres des fractions socialistes et PDC, souhaitait suivre la
proposition du Conseil fédéral. Pour la majorité, I'exécution des lois fédérales par les
cantons est admise et ne doit pas étre réglée dans la loi. De plus, I'administration
posséde des compétences de surveillance et d'instruction a ce sujet. Si un canton ne
les exécute pas correctement, la majorité propose que les cantons soient invités
publiquement a y remédier. Pour la minorité, le Conseil fédéral ne possede pas
d'instruments permettant d'assurer la bonne exécution de la loi, alors qu'il contribue
aux colts des contrdles effectués dans les cantons. En effet, il ne peut limiter les
cantons qui exagérent en ce qui concerne le nombre de controles qu'ils effectuent, ni
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réagir si un canton ne lutte pas contre le travail au noir. En régularisant ces conventions
de prestations, il serait possible d'avoir un minimum d'échanges avec les cantons sur
|'orientation stratégique des contrdles. La majorité a été suivie avec 24 voix contre 20.
La derniére disposition discutée fut I'infraction a I'obligation d'annoncer les nouveaux
travailleurs aux autorités fiscales cantonales ou d'une entreprise a une assurance-
accidents ou de manquer d'établir certains relevés de salaires. La majorité préconisait
de suivre la proposition du Conseil fédéral, alors qu'une minorité composée de
membres de fractions libérale-radicale et UDC souhaitait suivre la position du Conseil
national de maintenir le droit en vigueur. Pour la majorité, il était nécessaire d'avoir
cette sanction supplémentaire, méme s'il y a déja des dispositions de sanction dans la
loi fédérale sur I'AVS (LAVS) et dans la loi fédérale sur I'assurance-accidents (LAA). Pour
les opposants, cela était jugé inutile étant donné qu'il y a déja des sanctions en place.
Par 24 voix contre 20, le Conseil des Etats a suivi I'avis de la majorité. Lors du vote sur
I'ensemble, la révision a récolté 30 voix pour, 11 voix contre et 3 abstentions. *

Suite a des décisions opposées entre les deux chambres quant a la proposition de
révision de la loi sur le travail au noir (LTN), la procédure d'élimination des divergences
a été entamée. La proposition de révision est retournée dans la Commission de
I'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) avant d'étre a nouveau
discutée au Conseil national. L'ajout de I'alinéa 2 de I'article 2 par le Conseil des Etats
concernant la non application de la procédure de décompte simplifiée aux sociétés de
capitaux et aux sociétés coopératives ainsi qu'aux conjoints et enfants salariés dans
|'entreprise, devait recevoir I'aval du Conseil national afin d'étre validé. La majorité de
la commission était pour. Une minorité, composée de membres des groupes UDC et
libéral-radical, n'était pas d'accord avec cette précision. En effet, elle souhaitait que la
famille puisse aussi en bénéficier. Rappelant que la procédure profite surtout aux
sociétés de capitaux et aux sociétés coopératives et qu'il est difficile de controler
I'emploi des membres des familles, il était nécessaire selon la majorité d'ajouter cet
alinéa afin de lutter contre les abus. Le Conseil national a suivi & 95 voix contre 92 la
position de la majorité et valide donc I'ajout du Conseil des Etats. Alors que le Conseil
national ne souhaitait pas que la révélation d'indices puissent se faire pour les
conventions collectives de travail déclarées de force obligatoire, sa position a du étre
revue étant donné que le Conseil des Etats y était favorable. De nouveau, la majorité de
la commission soutenait la décision du Conseil des Etats, alors que la minorité, toujours
composée des mémes membres, ne voulait pas de la proposition du Conseil fédéral.
Les conventions collectives du travail étant contrélées par les commissions paritaires,
elle ne voyait pas pourquoi I'Etat devait intervenir dans leur contrdle. La majorité
répliqua qu'il n'y aurait pas d'extension de I'objet de contréle et que les commissions
paritaires resteraient compétentes. L'objectif était d'informer les commissions
paritaires de violations et infractions & leur sujet. Avec 103 voix contre 90, le Conseil
national suit la position du Conseil des Etats. Finalement, la derniéere divergence
concernait I'infraction aux obligations d'annonce et d'établissement des relevés. Le
Conseil des Etats était pour la proposition du Conseil fédéral, alors que le Conseil
national avait statué pour le maintien du droit en vigueur. La majorité de la commission
soutenait la position du Conseil national. La minorité, regroupant des membres
socialistes, du PDC, du PVL et du PBD, était en faveur de la décision du Conseil des
Etats. La majorité argumentait qu'a vouloir trop sanctionner, on risquait de punir des
personnes qui ne font pas du travail au noir. De plus, elle refusait d'octroyer la
compétence d'infliger une amende liée a l'infraction a I'autorité cantonale de controle.
Le Conseil national est resté sur sa position avec 117 voix contre 72 voix et une
abstention. Par conséquent, suite au passage par la Commission de |I'économie et des
redevances du Conseil des Etats (CER-CE), le Conseil des Etats a discuté de cette
disposition une deuxiéme fois. La commission, apres examen, recommandait de
soutenir la position du Conseil national. Sa recommandation a été adoptée.

Apres I'élimination des divergences, le Conseil national a adopté le projet en vote final
avec 111 voix contre 81 et 5 abstentions. Au Conseil des Etats, 29 parlementaires ont
voté pour I'adoption du projet contre 12 et 4 abstentions. *°
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Le SECO a évalué I'exécution de la loi sur le travail au noir pour I'année 2016,
particulierement I'activité de contréle des organes cantonaux chargés de la lutte contre
le travail au noir. Le nombre de contréles réalisés auprées des entreprises (12'075 cas) et
des personnes (35'440) a diminué par rapport & 2015, avec des ressources engagées
dans la lutte plutét équivalentes. Le nombre d'infractions présumées a I'encontre des
obligations en matiere d’annonce et d’autorisation dans le droit des assurances
sociales a augmenté de 12% (par rapport & 2015), 13.56% pour le droit des étrangers et
9% pour le droit de I'imp6t a la source. Comparé a lI'année précédente, le nombre de
retours d'information transmis aux organes de contrdle concernant les mesures prises
et les sanctions prononcées a également progressé, notamment en matiére de droit des
assurances sociales (+19%) et du droit de I'impot a la source (+47%). D'apres le rapport,
le remaniement légal est nécessaire pour combattre plus efficacement le travail au noir.
Dés mars 2016, un programme de formation des inspecteurs cantonaux, lancé par le
SECO, a été mis en place dans I'optique d'améliorer I'exécution de la loi. **

Suite a I'expiration du délai référendaire, le Conseil fédéral a fixé I'entrée en vigueur de
la modification de la loi sur le travail au noir (LTN) au ler janvier 2018. *°

Le PLR Thierry Burkart, par le biais d'une initiative parlementaire, demande
|'assouplissement des conditions encadrant le télétravail. || propose d'adapter la loi
sur le travail (LTr), afin que les personnes effectuant leur travail sous forme de
télétravail puissent réellement aménager leurs horaires. Premiérement, il propose
d'étendre la durée du travail de jour et du soir de 14 a 17 heures, afin de faciliter la
conciliation entre vie professionnelle et vie familiale. Deuxiemement, il voudrait que les
dérogations a l'interdiction de travailler le dimanche ne soient pas soumises a
autorisation lorsqu'elles concernent le travail dominical effectué a la maison dans le
cadre du télétravail. Finalement, il faudrait, selon lui, indiquer qu'une prestation
professionnelle de courte durée et fournie occasionnellement ne constitue pas une
interruption de la durée du repos. Par 19 voix contre 6, la CER-CN donne suite a son
initiative. Elle estime, au regard de I'évolution de I'environnement professionnel, qu'il
faut donner davantage de latitude aux travailleurs dans I'aménagement de leurs
horaires, pour tenir compte de I'actuelle mobilité croissante et faciliter la conciliation
entre vie professionnelle et vie familiale. La commission de |'autre chambre va dés lors
statuer sur I'initiative. *

Le nombre de contrdles pour lutter contre la sous-enchére salariale et le travail au
noir a été élevé en 2017. Par rapport a 2016, le nombre de contréles de personnes a
augmenté de 2 points de pourcentage (36'072 contrdles). Il est resté stable pour les
contréles d'entreprises (11'971 contrdéles). A I'échelle nationale, il y a eu une diminution
des situations donnant lieu a un soupcon de travail au noir, ainsi que du nombre de
retours d’information des autorités spéciales sur les mesures prises et les sanctions
prononcées. L'utilisation de la procédure de décompte simplifiée des salaires s'est
renforcée. S'agissant de la mise en ceuvre des mesures d’accompagnement a la libre
circulation des personnes, les organes d’exécution ont contrdlé 170'000 personnes et
plus de 44'000 entreprises. Plus de 50% des procédures de conciliation ont été
menées a bien aupres des employeurs suisses. Aupres des entreprises de détachement,
le taux de réussite des procédures de conciliation a atteint 81%. ¥’

Par 9 voix contre 3 et 1 abstention, la CER-CE a confirmé la décision de son homologue
du Conseil national de donner suite a [initiative parlementaire pour un
assouplissement des conditions encadrant le télétravail. La CER-CN peut donc

¢élaborer le projet de révision de la loi sur le travail (LTr). *

D'apres les résultats de I'enquéte suisse sur la population active 2019, 46.2% des
personnes salariées ont bénéficié d'un horaire flexible (2010: 40.9%); 7.7% disposaient
d’un contrat a durée déterminée (2010: 5.7%); 5.1% ont travaillé sur appel (2010: 5.6%).
Une personne active sur cing (18.9%) travaillait régulierement le samedi; une sur dix
(9.8%) le dimanche (2010: 22.5%; 11.3%). Toujours en 2019, le travail du soir concernait
16.5% des actifs occupés (2010: 17.2%); le travail de nuit 4.6% (2010: 5.4%). Enfin, une
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personne sur cing exercait son activité professionnelle principalement ou
régulierement a domicile. ¥

Mittels Postulat wollte Bruno Storni (sp, TI) im Mai 2020 den Bundesrat beauftragen, das
Potenzial von Heimarbeit und ihre Auswirkungen auf die Arbeitswelt und den Verkehr
zu priifen. Zudem sollte er Zukunftsszenarien bezlglich Heimarbeit entwickeln. Die
Corona-Pandemie habe die Nutzung von Homeoffice verstarkt, betonte Storni. Nicht
nur hatten dank Homeoffice die beruflichen Tatigkeiten wéhrend des Lockdowns
aufrechterhalten werden kénnen, dies habe auch andere positive Auswirkungen mit
sich gebracht, wie unter anderem die geringere Verkehrsbelastung durch den privaten
sowie den offentlichen Verkehr, aber auch eine bessere Vereinbarkeit zwischen Beruf
und Familie und tiefere COO-Emissionswerte. Um diese positiven Auswirkungen von
Heimarbeit auch in Zukunft zu foérdern, sollten Zukunftsszenarien Uber das
Entwicklungspotenzial von Homeoffice erarbeitet werden.

In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen. Er plane bereits einen Monitoringbericht Uber die Entwicklungen der
Digitalisierung des Arbeitsmarktes bis Ende 2022, weshalb es keines weiteren Berichts
bedlrfe. Zudem hétten andere Berichte gezeigt, dass die arbeitsrechtlichen
Bestimmungen ausreichten, um Heimarbeit zu regeln. Im Rahmen der Sondersession
2022 lehnte der Nationalrat das Postulat mit 123 zu 66 Stimmen ab. *°

La CER-CN a demandé, a l'unanimité, de prolonger de deux ans le traitement de
I'initiative parlementaire visant [|'assouplissement des conditions encadrant le
télétravail. Comme l'initiative présente des similitudes avec l'initiative parlementaire
Graber (Iv.pa 16.414), la commission souhaite voir comment cette derniére sera mise en
ceuvre, avant d'élaborer un projet relatif au droit du travail. *

Le Conseil fédéral a adopté le modeéle cible concernant le développement de formes
de travail flexibles a I’Administration fédérale pour renforcer la productivité et se
positionner comme un employeur attrayant. Les formes de travail flexibles seront
définies selon les besoins du service, en tenant compte des aspects organisationnels,
techniques et infrastructurels. Le modele sera contrélé tous les deux ans quant & son
actualité. *?

Im Rahmen der Frihlingsession 2021 beschéftigte sich der Nationalrat mit der
parlamentarischen Initiative von Thierry Burkart (fdp, AG), die eine Lockerung der
Rahmenbedingungen fir Telearbeit forderte. Wie die WAK-NR einstimmig beantragt
hatte, wurde die Behandlungsfrist der Initiative stillschweigend um zwei Jahre
verlingert. *°

Arbeitszeit

Dagegen verabschiedete der Bundesrat eine Botschaft zur Abschaffung der
Unterstiitzung der Heimarbeit von bisher 200'000 Fr. jahrlich. Seit 1949 unterstitzte
der Bund die Heimarbeit in Randregionen, sofern diese von sozialer oder
staatspolitischer Bedeutung ist und die Existenzverhaltnisse der
Berggebietsbevolkerung zu heben vermag. Das Seco begriindete die Streichung damit,
dass mit dem neuen Finanzausgleich ein Instrument geschaffen worden sei, das den
Sonderlasten der Bergbevolkerung Rechnung trage. *

Im Juni 2020 reichte Samuel Bendahan (sp, VD) ein Postulat ein, mit dem er den
Bundesrat beauftragen wollte, in einem Bericht den Umfang der Nutzung von
Heimarbeit aufzuzeigen und die ldee eines privatrechtlichen «Arbeitsvertrags fiir
Telearbeit>» zu priifen. Die Corona-Pandemie habe die Heimarbeit verstarkt; immer
mehr Arbeitnehmende arbeiteten heute von zu Hause aus. Die entsprechende Regelung
in einem privatrechtlichen Vertrag solle nun die Rechte und Pflichte der
Arbeitgebenden und -nehmenden klaren - so die Argumentation Bendahans.

Der Bundesrat beantragte im August 2020, das Postulat abzulehnen, weil er keinen
Bedarf fur einen zuséatzlichen Bericht erkannte. So habe ein im Jahr 2016 publizierter
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Bericht gezeigt, dass die allgemein arbeitsrechtlichen Bestimmungen ausreichten, um
Heimarbeit zu regeln. Zudem verwies er auf bereits bestehende Arbeiten in diesem
Bereich: auf eine Informationsbroschire des SECO zum Thema Homeoffice, auf die
bundesratliche Stellungnahme zur Motion Reynard (sp, VS; Mo. 19.4156) und auf seine
Antwort zum Postulat Wettstein (gp, SO; Po. 20.3646).

Im Rahmen der Sondersession im Mai 2022 setzte sich der Nationalrat mit dem Postulat
auseinander und Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) stellte fir Ende 2022 einen
Fortschrittsbericht Uber relevante Entwicklungen im Bereich der Digitalisierung des
Arbeitsmarktes und der Telearbeit in Aussicht. Entsprechend lehnte der Nationalrat das
Postulat Bendahan mit 122 zu 65 Stimmen ab. *°

Im Juni 2020 reichte Felix Wettstein (griine, SO) ein Postulat ein, mit dem er den
Bundesrat beauftragen wollte, in einem Bericht die sozialen, psychischen und
kérperlichen Folgen von Telearbeit (verstanden als Homeoffice oder z.B. der Arbeit von
Coworking-Spaces aus) aufzuzeigen und geeignete Massnahmen zu schildern, um den
negativen Auswirkungen von Telearbeit entgegenzuwirken.

In seiner Stellungnahme vom September 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen. Ein im Jahr 2016 publizierter Bericht habe gezeigt, dass die allgemeinen
arbeitsrechtlichen Bestimmungen ausreichten, um Heimarbeit zu regeln. Weiter habe
das SECO eine Informationsbroschiire zum Thema Homeoffice publiziert. Schliesslich
hatten verschiedene Erhebungen keine umfassenden Gesundheitsprobleme bei der
Teilearbeit aufgezeigt. Folglich bestehe kein Bedarf fir einen zusatzlichen Bericht.

Im Juni 2022 wurde das Postulat abgeschrieben, da es nicht innerhalb der zweijahrigen
Frist behandelt worden war. *¢

Im Juni 2020 reichte Jirg Grossen (glp, BE) eine Motion ein, mit der er den Bundesrat
beauftragen wollte, der Bundesverwaltung mehr Homeoffice zu erméglichen und die
dafur notwendigen Voraussetzungen zu schaffen. Weiter forderte Grossen eine
Erhdhung der Stellenprozente pro Blroarbeitsplatz. Als Grund flr die Motion gab
Grossen die Zunahme der Zahl der Homeoffice-Tatigkeiten an, die vor allem auf die
Coronavirus-Pandemie zurlickzufuhren sei. Heimarbeit habe sich als gute Mdglichkeit
fur die Arbeitnehmenden erwiesen und solle auch in Zukunft geférdert werden.

Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme vom August 2020, die Motion
abzulehnen. Das Anliegen der Motion sei bereits erflllt, da Heimarbeit bei der
Bundesverwaltung seit vielen Jahren moglich sei und die notwendige Infrastruktur
wahrend der Pandemie aufgestockt worden sei.

Im Rahmen der Sommersession 2022 beschéftigte sich der Nationalrat mit der Motion
und lehnte sie mit 109 zu 77 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. In der Debatte betonte
Bundesrat Ueli Maurer, dass in den zwei Jahren seit der Einreichung der Motion viel
unternommen worden sei, um Homeoffice bei der Bundesverwaltung zu erméglichen
und zu starken. Unter anderem sei das Zielbild zur Ausgestaltung flexiblerer
Arbeitsformen in der Bundesverwaltung verabschiedet und die
Bundespersonalverordnung revidiert worden. ¥

Standerat Daniel Jositsch (sp, ZH) wollte den Bundesrat mittels Motion beauftragen, das
Arbeitsgesetz (ArG), die Verordnung betreffend Gesundheitsschutz (ArGV 3) sowie das
OR so zu andern, dass Homeoffice explizit in den gesetzlichen Grundlagen erwahnt
und geregelt ist. Allgemein soll das ArG Heimarbeit als Arbeit ausserhalb des Betriebs
definieren. Weiter sollen Artikel 6 und 21 des ArG den Gesundheitsschutz und die
Arbeits- und Ruhezeiten neu definieren. Im OR sollte letztlich ein neuer Artikel zur
Heimarbeitsvereinbarung zwischen den Arbeitgebenden und den Arbeitnehmenden
hinzugefligt werden.

Jositsch begriindete seinen Vorstoss mit der Zunahme von Homeoffice, insbesondere
auch in Anbetracht der Covid-19-Pandemie. Aktuell seien die gesetzlichen Grundlagen
auf Arbeitsformen in Betrieben ausgerichtet, entsprechend miusse diesbezlglich
Klarheit fur Arbeitgebende und Arbeitnehmende geschaffen werden. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung der Motion, da er die Gesetzesgrundlagen als ausreichend
erachtete und Fragen zur Flexibilisierung der Arbeits- und Ruhezeiten im Homeoffice
bereits in der parlamentarischen Initiative Burkart (fdp, AG; Pa.lv. 16.484) behandelt
wirden.

In der Herbstsession 2021 legte Paul Rechsteiner (sp, SG) einen Ordnungsantrag vor, in
dem er - in Einvernehmen mit Motionar Jositsch - die Motion zur Vorprifung an die
WAK-SR Uberweisen wollte, damit das Anliegen vertieft behandelt wird. Stillschweigend
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.09.2018
DIANE PORCELLANA

BERICHT
DATUM: 23.05.2019
DIANE PORCELLANA

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
DIANE PORCELLANA

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.01.2020
DIANE PORCELLANA

nahm der Stdnderat den Ordnungsantrag an. *

Arbeitnehmerschutz

Le protocole sur le travail forcé de |'Organisation internationale du travail (OIT) est
entré en vigueur 2018. En 1940, la Suisse avait ratifié la convention sur le travail forcé ou
obligatoire pour lutter contre ce phénomeéne. Le protocole adapte la convention a I'air
du temps et comprend des engagements en matiere de prévention, pour la poursuite
pénale de I'exploitation par le travail et la traite des étres humains, pour le
développement de la coopération entre les instances nationales et internationales et
pour la protection des victimes. *°

Le rapport sur la mise en ceuvre des mesures d'accompagnement a la libre circulation
des personnes (FlaM 2018) et le rapport sur I'exécution de la LTN (LTN 2018), pour
I'année 2018, ont été publiés. lls annoncent une amélioration dans la lutte contre le
travail au noir et dans la lutte contre les infractions portant sur les conditions de salaire
et de travail.

Dans le cadre de la mise en ceuvre des mesures d'accompagnement, plus de 42'000
entreprises et 173'000 personnes ont été contrdlées par les organes d'exécution. Pour
les entreprises suisses, le taux de sous-enchere salariale et les taux d'infraction aux
salaires minimaux ont stagné sur la période 2017-2018, respectivement a 13% et 24%.
Dans le détachement, le premier taux est passé de 16 a 16% et de 25 & 21% pour les
seconds. Le taux de succes des procédures de conciliation s'est élevé a 85%.

Le nombre de controéles d'entreprises (12'023) et d'individus (37'111) en matiére de lutte
contre le travail au noir a augmenté, par rapport a I'année précédente, de 0.4 et 2.9
points de pourcentage. La hausse des retours d'informations des autorités spéciales
découle en partie de la révision de la loi fédérale sur le travail au noir entrée en vigueur
en début d'année 2018, obligeant a informer les organes cantonaux de contréle ayant
participé a la clarification des faits sur les jugements et décisions entrés en force. Le
nombre d'utilisatrices et d'utilisateurs de la procédure de décompte simplifiée a
diminué en 2018, passant de 69'875 personnes en 2017 & 67'774. %°

La nouvelle loi fédérale sur les marchés publics (LMP) oblige les soumissionnaires
obtenant des marchés publics en Suisse a respecter les conditions de travail et les
régles relatives a la protection des travailleurs. Jacques Bourgeois (plr, FR) demande
au Conseil fédéral d'analyser, particulierement au lieu d'exécution des travaux,
|'application effective des dispositions. En cas d'acception de son postulat, il devra
également présenter, dans un rapport, des mesures et des sanctions pour que les
soumissionnaires ou les partenaires contractuels de la Confédération les respectent.
Comme souhaité par le Conseil fédéral, le Conseil national a adopté le postulat. '

Jusqu'a présent recommandé, le Conseil fédéral a décrété le télétravail obligatoire a
partir du 20 janvier 2021. Il était toutefois possible d'y déroger en raison d'une nuance
inscrite dans I'ordonnance «partout ou c'est possible sans efforts disproportionnés».
Contrairement a la premiére vague, les personnes vulnérables disposaient d'un droit a
télétravailler si les conditions de travail ne leur offraient pas une protection suffisante.
En cas d'impossibilité de le faire, elles pouvaient avoir droit a un congé. D'aprés une
étude réalisée par Comparis, seule la moitié de la population active a exercé en
télétravail «plus d'une demi-journée par semaine, soit a peine neuf points de
pourcentage de plus qu'avant la pandémie». Le méme constat a été observé au regard
de la mobilité professionnelle. D'abord prévu jusqu'au 28 février 2021, la mesure a été
levée fin juin. Entre-temps, le retour en présentiel était autorisé au sein des
entreprises qui dépistaient hebdomadairement leur personnel. **
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DIANE PORCELLANA

ANDERES
DATUM: 20.07.2020
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Mi-mars 2020, le Conseil fédéral a recommandé a la population active de travailler a la
maison en raison de la crise du Covid-19. En cas de présence des employé.e.s sur le
lieu de travail, les employeurs.euses devaient garantir le respect des recommandations
de I'OFSP en matiere d'hygiene et d'éloignement social. Les personnes vulnérables -
dans I'incapacité d'exercer leur cahiers des charges ou dans I'impossibilité d'exécuter
des téches de substitution équivalentes en télétravail - pouvaient refuser de travailler
en cas de mesures de protection inappropriées ou par crainte d'étre infectées sur le
lieu de travail. Leur salaire était garanti. Mi-juin, la recommandation de travailler a
domicile, ainsi que les consignes de protection des personnes vulnérables, ont été
levées. Toutefois, les entreprises - conformément a la loi sur le travail (LTr) - devaient
maintenir les mesures nécessaires pour protéger la santé de leurs employé.e.s.

Du coté de la presse, la protection du personnel exposé - a l'instar des caissieres et des
caissiers, les avantages et désavantages du télétravail, le dédommagement des
employé.e.s pour le télétravail, la gestion des enfants en télétravail, la pérennité du
travail a la maison a la fin de la crise, ont fait I'objet de multiples articles. Si de
nombreuses questions ont été soulevées - notamment sur les effets et les
conséquences a long terme - plusieurs restent encore sans réponse. Un sondage
effectué par I'institut gfs.bern - pour le compte du syndicat de la communication
Syndicom - indique qu'environ 80% des 1'126 personnes interrogées se disent prétes a
poursuivre le télétravail aprés la crise. 89% d'entre elles estiment que le télétravail a eu
un effet bénéfique pour I'environnement. La majorité ont déclaré ne pas avoir eu de
difficulté a concilier le télétravail et I'occupation des enfant. Plus de la majorité ont
annoncé avoir souffert du manque de contacts avec les collegues et d'isolement. Une
participation des employeurs.euses aux frais occasionnés par le télétravail est
souhaitée pour environ 61% des personnes consultées. >

Le SECO a publié le rapport sur I'exécution des mesures d’accompagnement (FlaM
2019) et celui sur I’exécution de la loi sur le travail au noir (LTN 2019). Dans le cadre de
la mise en ceuvre des mesures d'accompagnement, les conditions salariales et de travail
auprés de 41'305 et de 160'000 personnes en Suisse ont été contrdlées. Le taux
d'infraction aux salaires minimaux dans les secteurs couverts par une convention
collective de travail étendue, ainsi que la sous-enchere salariale dans le détachement
ont augmenté d'un point de pourcentage par rapport a 2018 (taux d’infraction 2019:
21%; taux sous-enchere salariale 2019: 15%). Le taux de sous-enchere salariale observé
dans les entreprises suisses a, quant a lui, diminué d’un point de pourcentage (11% en
2019) par rapport a I'année précédente. Toutefois, ces taux doivent étre interprétés
avec prudence. La méthode de calcul utilisée par les organes d’exécution - basée sur le
risque dans l'activité de contréle - ne transcrit pas correctement la situation globale
sur le marché du travail. Quant au taux de succes des procédures de conciliation au
sein des entreprises suisses, il a avoisiné les 57% en 2019. S'agissant des entreprises de
détachement, il s'est élevé & 84%.

Dans le cadre de la lutte contre le travail au noir, 12'181 entreprises et 34'695 personnes
ont été contrdlées - représentant une hausse des controles pour les entreprises de 1.3
point de pourcentage par rapport a 2018, une diminution de 5.8 points de
pourcentages pour les controles de personnes. Ce sont les secteurs de la construction,
du second-ceuvre, de I'hotellerie et du commerce qui ont été particulierement dans le
viseur des cantons. L'année 2019 enregistre, par rapport a 2018, une baisse de 20
points de pourcentage des situations ayant donné lieu a un soupcon (12'554 situations)
et une baisse de 19 points de pourcentage des retours des autorités spéciales aux
organes de contréles cantonaux a propos de mesures prises ou de sanctions
prononcées. La procédure de décompte simplifiée a convaincu 13'829 employeuses et
employeurs supplémentaires en 2019. **

Le SECO lance une campagne d'information sur la traite des étres humains aux fins
d'exploitation du travail. Destinée au personnel des inspectorats du travail et du
marché du travail, I'objectif est de les aider a identifier les victimes potentielles et a
lutter contre la traite des étres humains aux fins de I'exploitation du travail. Cette
campagne s'inscrit dans le paquet de mesures établies dans le «Plan d'action nationale
contre la traite des étres humains». %
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MOTION
DATUM: 15.12.2021
GIADA GIANOLA

MOTION
DATUM: 27.11.2014
FLAVIA CARONI

MOTION
DATUM: 04.06.2015
FLAVIA CARONI

Arbeitsrecht

Eine von Standerat Hans Wicki (fdp, NW) eingereichte Motion wollte den Bundesrat
beauftragen, das Arbeitsrecht so anzupassen, dass Arbeitnehmende und
Arbeitgebende flexibel Homeoffice praktizieren beziehungsweise anbieten kénnen.
Konkret schlug Wicki verschiedene Anderungen vor: So wollte er unter anderem den
Begriff «Homeoffice» moglichst einfach und unabhéangig davon, ob die
Arbeitnehmenden teilweise, regelmassig oder unregelmassig von zu Hause aus arbeiten,
definieren. Arbeitnehmende sollten schriftlich ihr Einverstandnis fir Homeoffice geben
kénnen, zudem sollten sie Arbeitszeiten, Pausen und Ruhezeiten «unter Wahrung der
betrieblichen Notwendigkeiten» selbststandig festlegen kénnen. Entsprechend sollten
im Homeoffice auch keine Bewilligung fur Nacht- und Sonntagsarbeit oder ein
Lohnzuschlag nétig sein, sofern die Arbeitnehmenden die Arbeit nach ihrem freien
Ermessen zu diesen Zeiten leisten. Diese Flexibilisierung der Arbeitszeit helfe bei der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, argumentierte Wicki.

Der Bundesrat beantragte, die Motion abzulehnen, da diese Fragen bereits in der
parlamentarischen Initiative Burkart (fdp, AG; Pa.lv. 16.484) behandelt wirden.

Der Standerat beschéftigte sich im Rahmen der Wintersession 2021 mit dieser Motion.
Mittels Ordnungsantrag beantragte Erich Ettlin (mitte, OW), die Motion der WAK-SR zur
Vorprifung zuzuweisen, da sich die Kommission bereits mit anderen Vorstdsse zum
gleichen Thema beschaftigte (Pa. Iv. 16.414, Mo. 21.3686, Pa. Iv. 16.484). Sowohl Motionar
Wicki als auch der Standerat insgesamt unterstitzten diesen Ordnungsantrag. Hannes
German (svp, SH) bat jedoch darum, zukiinftig auf solche Vorstésse oder auf ihre
Zuweisung an die Kommissionen zu verzichten, um diese nicht zu Uberlasten. Der
Standerat sollte «in der Lage sein [...], Uber einfache Fragen zu entscheiden». *

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Der Sténderat beriet in der Wintersession eine Motion Niederberger (cvp, NW) zur
Abschaffung unnétiger Administrativarbeiten fiir die AHV. Ziel der Motion ist es, die
Unternehmen von blrokratischem Aufwand, der durch die Abrechnung der AHV
entsteht, zu entlasten. Dazu sollen der AHV-Ausweis und die Pflicht zur unterjahrigen
Meldung neuer Arbeitnehmender an die Ausgleichskasse abgeschafft werden. Die
Forderung geht zurlick auf den bundesratlichen Bericht zu zwei Postulaten aus dem
Jahr 2010, in dem die genannten Massnahmen als Teil eines Massnahmenkatalogs zur
Entlastung der Unternehmen im Bereich der AHV aufgelistet werden. Im Sommer 2014
hatte sich der Bundesrat entschieden, die bereits beschlossenen Streichungen nicht
vorzunehmen, insbesondere aus Grinden der Schwarzarbeitsbekampfung und der
Regelung der Erwerbstatigkeit von Auslanderinnen und Ausléndern. An diesem
Entscheid sollte nun festgehalten werden. Der Rat folgte dem nicht und nahm die
Motion mit 26 zu 13 Stimmen ohne Debatte an. ¥’

In der Sommersession 2015 gelangte die Motion Niederberger (cvp, NW) zur
Abschaffung unndtiger Administrativarbeiten fiir die AHV zur Beratung in den
Nationalrat. Die Mehrheit der Kommission fur Wirtschaft und Abgaben WAK-NR
beantragte Annahme der Motion, eine Minderheit Jans (sp, BS) beantragte Ablehnung.
Der Mehrheitssprecher betonte die Wichtigkeit und Dringlichkeit einer administrativen
Entlastung der Wirtschaft insbesondere angesichts der anhaltenden Frankenstérke. Die
Argumentation des Bundesrates bezlglich Schwarzarbeitsbekampfung sei zudem nicht
Uberzeugend: Die Verantwortung daflir liege nicht bei der AHV, sondern bei den
Migrationsdmtern. Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion machten auf den
Umstand aufmerksam, dass die Motion unmittelbar auf eine - weitreichende -
Verordnungsénderung abziele. Vor diesem Hintergrund kritisierten sie, dass bei den
betroffenen Akteuren, namentlich den Kantonen, den Migrationsamtern und den
Sozialpartnern, keine Vernehmlassung durchgefiihrt worden war. Deshalb seien die
Auswirkungen der Motion unklar. Wahrend der Minderheitssprecher beim Antrag auf
direkte Ablehnung blieb und argumentierte, Schwarzarbeit sei in der Schweiz ein
grosses Problem, das infolge der Motion weiter zunehmen kénnte, reichte sein
Parteikollege Pardini (sp, BE) einen Ordnungsantrag ein, um den Vorstoss an die
Kommission zurtckzuweisen. Dies wirde dem Bundesrat die Moglichkeit geben,
Konsultationen durchzufiihren und so die Informationsbasis zu verbreitern. Bundesrat
Berset druckte seine Unterstitzung fir den Ordnungsantrag aus. Er warnte davor, ohne
weitere Abklarungen eine Entscheidung zu treffen, welche angesichts der Tatsache,
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DATUM: 08.12.2015
FLAVIA CARONI
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BUNDESBESCHLUSS

DATUM: 01.06.2016

FLAVIA CARONI

MOTION
DATUM: 06.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

dass der Standerat die Motion bereits angenommen hatte, definitiv wéare. Gleichzeitig
versicherte der Innenminister, der Bundesrat sei immer um administrative
Vereinfachungen bemuht, wo diese moglich seien. In der Tat stellte sich im Laufe der
Beratung heraus, dass der Kommission bei ihrer Vorberatung relevante Bedenken
entgangen waren: So hatten sich der Unternehmerverband und die UNIA des Kantons
Waadt gegen die Motion ausgesprochen, mit dem Hinweis, diese schade ehrlichen
Unternehmen. Unehrliche Firmen, so dusserten sich auch Mitglieder der Ratsrechten,
kénnten ohne die Pflicht zur unterjéhrigen Meldung neuer Arbeitnehmender im Februar
neues Personal einstellen, um dieses anschliessend im Dezember wieder zu entlassen,
und so auf betrtgerische Weise die AHV-Pflicht umgehen. Baustellenkontrollen, ein
wichtiges Instrument zur Bekdmpfung von Schwarzarbeit, wirden zudem deutlich
erschwert.

Angesichts der in der Debatte gedusserten Argumente stimmten alle Fraktionen dem
Ordnungsantrag Pardini zu, dieser wurde mit 175 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung
angenommen. Die Motion wurde damit vom Tagesprogramm gestrichen. *®

In der Wintersession 2015 befand der Nationalrat definitiv tber die Motion
Niederberger (cvp, NW) zur Abschaffung unnétiger Administrativarbeiten fiir die AHV.
Die Kommissionsmehrheit und der Sozialminister Berset beantragten, den Vorstoss
abzulehnen, eine rechts-birgerliche Minderheit Egloff (svp, ZH) pladierte fiir Annahme.
Damit hatten sich die Mehrheitsverhéltnisse in der Kommission seit der Debatte in der
Sommersession, in der die Motion vom Plenum an die Kommission zurlckgewiesen
worden war, gedndert. Inzwischen hatte der Bundesrat eine Vernehmlassung bei
Kantonen und Sozialpartnern durchgefuhrt. Eine knappe Mehrheit der Kantone,
darunter jene mit einer hohen Anzahl Grenzgénger, lehnten die Motion ab, ebenso die
Gewerkschaften. Unter den Arbeitgeberverbéanden herrschte keine Einigkeit. Infolge
der Vernehmlassung hatte die Verwaltung auf Auftrag der Kommission einen Vorschlag
fir eine Verordnungsanderung ausgearbeitet, welche die Anliegen der Motion faktisch
erfullt, ohne dabei die Bekampfung der Schwarzarbeit zu gefahrden, so die beiden
Mehrheitssprecher. Eine L6ésung auf nicht-parlamentarischem Weg sei zudem schneller
und schone die Ressourcen des Parlamentsbetriebs. Diese Faktoren hatten zum
Meinungsumschwung in der Kommission gefuhrt. Bundesrat Berset bestatigte in seinem
Votum, der Bundesrat werde die Verordnungsénderung noch im selben Jahr an die
Hand nehmen. Die Kommissionsminderheit erklérte, nicht alle in der Schweiz
arbeitenden und im Ausland wohnhaften Personen seien zwingend der AHV-Pflicht
unterstellt, eine Kongruenz zwischen Erwerbstatigkeit und AHV-Unterstellung bestehe
somit nicht. Deshalb tauge die unterjahrige AHV-Anmeldung nicht zur Bekémpfung der
Schwarzarbeit und sei unnétig, so das Hauptargument. Die Parlamentsmitglieder der
Mitte- und Rechtsfraktionen teilten diese Ansicht mehrheitlich: Die Motion wurde mit
100 zu 80 Stimmen und acht Enthaltungen angenommen, gegen den Willen der
geschlossen stimmenden Linken und der GLP-Fraktion. *°

Im Frihling 2016 gab der Bundesrat bekannt, infolge der im Vorjahr angenommenen
Motion Niederberger (cvp, NW) die unterjahrige Meldepflicht neuer Arbeitnehmender
per 1. Juni aufzuheben. Die Pflicht der Arbeitgeber, neue Angestellte innerhalb von 30
Tagen an die AHV-Ausgleichsstelle zu melden, entféllt damit. Ebenso wird der
Versicherungsnachweis abgeschafft. ©°

In der Sommersession 2017 schrieben National- und Standerat die Motion Niederberger
(cvp, NW) flr eine Abschaffung unnétiger Administrativarbeiten fiir die AHV ab, wie es
der Bundesrat zuvor in seinem Bericht Uber Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Rate im Jahre 2016 empfohlen hatte. ¢
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Soziale Gruppen
Soziale Gruppen

Pour lutter contre le «signal désastreux» que donne la régularisation des personnes
vivant sans autorisation de séjour en Suisse, le conseiller national Yves Nidegger (udc,
GE) a déposé l'initiative parlementaire la clandestinité n'est pas un cas de rigueur. Il
souhaite ainsi que les critéres de régularisation ne soient plus inscrits au niveau de
I'ordonnance mais au niveau de la loi, et que les permis de séjour délivrés par ce biais
soient imputés au contingent d'autorisation pour les personnes provenant d'Etats tiers.

La CIP-CN s'était opposée par 13 voix contre 10 a linitiative, arguant qu'elle ne
permettrait pas de lutter contre la migration illégale ou le travail au noir. Une majorité
de la commission estime cependant qu'il est important de Iégiférer dans ce domaine et
que des programmes cantonaux de régularisation comme I'opération papyrus ont pour
effet d'attirer encore plus de personnes clandestines. Les mémes arguments ont été
évoqués lors du débat en chambre basse, qui s'est conclu par un rejet de l'initiative par
124 voix contre 68 (toutes de I'UDC). L'objet s'en retrouve ainsi liquidé. ¢

Migrationspolitik

Die standige auslandische Wohnbevdélkerung nahm im Berichtsjahr um knapp 60 000
oder 5,8% auf gut 1,1 Mio Personen zu. Damit wurde der bisherige Rekordstand von
August 1974 um rund 34 000 tiberschritten. Der innert Jahresfrist von 15,6 auf 16,4%
angestiegene Auslanderanteil blieb aber noch unter den damaligen 16,8%. Von den am
Jahresende in der Schweiz wohnhaften 1100 262 Auslanderinnen und Auslandern (ohne
internationale Funktionare, Saisonniers, Asylbewerber und Auslander mit einem
bewilligten Aufenthalt von weniger als einem Jahr) besassen 25% eine Jahres- und 75%
eine Niederlassungsbewilligung. 798 012 oder 73% stammten aus EG- oder EFTA-
Landern, was gegenuber 1980 einer Abnahme um 10% entspricht.

Der Wandel der schweizerischen Volkswirtschaft in Richtung Dienstleistungen schlagt
sich auch in der branchenmassigenVerteilung der auslandischen Erwerbstatigen nieder.
Im Zeitraum zwischen 1981 und 1990 erhéhte sich die Beschaftigung von Ausléndern um
31,9%. Im Sektor Industrie und Handwerk betrug der Zuwachs 15,9%, bei den
Dienstleistungen 52,5% und in den Ubrigen Wirtschaftszweigen 28,6%. In der Industrie
fanden die stérksten Zunahmen in der Metallindustrie und im Bereich Maschinen,
Apparate und Fahrzeuge statt. Bei den Dienstleistungen wuchs die
Auslanderbeschéaftigung vor allem beim Handel, in der Hotellerie und im
Gesundheitswesen.

Ende Jahr betrug der Gesamtbestand erwerbstatiger Auslander 864 469 Personen, 51
311 oder 6,3% mehr als ein Jahr zuvor. Diese Zunahme war erneut auf die anhaltend
gute Wirtschaftslage zurlckzufiihren. Markant war der Zuwachs erneut im
Dienstleistungssektor, vor allem in den Wirtschaftszweigen Handel, Banken und
Versicherungen, in der Tourismusbranche sowie im Gesundheitswesen. Im sekundéaren
Sektor meldeten die Metall- und Maschinenindustrie sowie das Baugewerbe die
beachtlichsten Zunahmen. Hier fielen auch die Saisonniers stark ins Gewicht, deren
Zahl Ende August - dem saisonalen Hochststand der Beschaftigung - 122 000 (1989: 120
000) betrug. Am Jahresende arbeiteten Uberdies 181 366 Grenzgénger (1989: 167 259) in
der Schweiz. Dazu kommen, nach Schatzungen der Gewerkschaften, noch zwischen 50
000 und 180 000 Schwarzarbeiter, oftmals als Kurzaufenthalter eingereiste Personen,
die nach Ablauf ihrer fremdenpolizeilichen Bewilligung illegal im Land bleiben und
dabei in Kauf nehmen, im Lohnsektor und bei den Sozialversicherungen massiv
benachteiligt zu werden.

Die konsequente Haltung des Bundesrates fand im Parlament nicht nur Zustimmung. Im
Standerat 16sten zwei Vorstdsse des Freiburger FDP-Abgeordneten Cornu eine langere
Debatte aus. Mit einer Motion verlangte er ein jahrliches Sonderkontingent von 10 000
Arbeitsbewilligungen fur die High-Tech-Industrie, um so die Wettbewerbsféhigkeit der
Schweizer Spitzentechnologie sicherzustellen. In einer gleichzeitig behandelten
dringlichen Interpellation verwies er auf die Schwierigkeiten der Landwirtschaft,
genligend billige Arbeitskrafte aus dem EWR-Raum zu rekrutieren. Die von Nationalrat
und Tabakproduzent Fattebert (svp, VD) o&ffentlich zugegebene Beschaftigung von
polnischen Schwarzarbeitern wollte er zwar nicht entschuldigen, lastete die illegale

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

21



GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.02.2014
MARC BUHLMANN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.11.2021
HANS-PETER SCHAUB

Beschéftigung aber weniger den Landwirten als vielmehr der starren Haltung des
Bundesrates an. Unterstutzung fand Cornu nicht nur bei seiner Partei, sondern auch
bei den beiden SP-Abgeordneten Brunner (GE) und Studer (NE); letzterer meinte, in der
Ausléanderpolitik sei nicht mehr Ideologie, sondern Pragmatismus gefragt. Bundesratin
Metzler stellte sich gegen jede Lockerung. Der Bund kénne nicht Uber die Kantone
hinweg 10 000 Spitzenkréafte in einer einzigen Branche zulassen; schon jetzt musse er
namlich daflr sorgen, dass traditionelle Firmen genligend Fachleute erhielten. Was die
Landwirtschaft betrifft, reichte Metzler den ,schwarzen Peter™ an die Bauern weiter,
die sich in den letzten Jahren aus unerfindlichen Grinden geweigert hatten,
Landarbeiter aus Portugal einzustellen. Die Motion wurde mit 13 zu 11 Stimmen nur
knapp abgelehnt. ¢

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Als Reaktion auf das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative forderte Parteiprésident
Christian Levrat in einem ganzseitigen offenen Brief im "Blick" eine Umsetzung des
Begehrens, die moglichst nahe am Volkswillen sei. Die Initiative sei auf dem Land
angenommen, in der Stadt aber verworfen worden. Deshalb seien die Massnahmen fur
die Umsetzung vor allem auf die landlichen Regionen zu konzentrieren. Levrat forderte
neben einer Verscharfung des Raumplanungsgesetzes und der wortgetreuen Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative auch eine Beschréankung der Zahl auslandischer
Arbeitskrafte fur die Landwirtschaft, mehr Kontrollen gegen Schwarzarbeit in landlichen
Gebieten oder die Erhéhung von Hypozinsen in peripheren Regionen. Wenn
Kontingentsysteme eingefiihrt wirden, so mussten diese nach Branchen und Kantonen
festgelegt werden, wobei die Stédte die grossten Kontingente an ausléndischen
Facharbeitern erhalten mussten. Mit diesen Forderungen wollte Levrat provozieren und
die SVP-Versprechungen ‘"entlarven". Er weckte dabei zahlreiche empoérte
Gegenreaktionen der Initianten. Ende Juni verdffentlichten die Sozialdemokraten dann
ihre ernster gemeinten Vorschlage far eine Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative. Sie wandten sich gegen die Idee von Kontingenten und
wollten der Abhéngigkeit von auslandischen Fachkraften durch innenpolitische
Reformen Herr werden. Frauen und altere Arbeitnehmende mussten im Markt behalten
werden. Zudem soll ein von Arbeitgebern gespeister Fonds geschaffen werden, mit dem
die Kosten flr die Integration gedeckt werden sollen. Firmen, die ausléndische
Fachkrafte engagieren, mdissten in diesen Fonds einzahlen. Zudem sollen
Steuerprivilegien fur Auslénder - etwa die Pauschalbesteuerung - abgeschafft werden.
Parteiintern stiessen die Forderungen allerdings auch auf Skepsis. Es sei nicht an der
SP, fur eine fremdenfeindliche SVP-Initiative vdlkerrechtlich  vertragliche
Umsetzungskonzepte zu finden - gab etwa Cedric Wermuth (sp, AG) zu Protokoll. Das
Papier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Liestal ausfihrlich und
emotional diskutiert. Letztlich wurde es gutgeheissen, aber auf Antrag der St. Galler und
der Waadtlander Kantonalsektion wurde die Idee des Integrationsfonds gestrichen.

Verbiande
Verbande

Die grossen Dachverbinde der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften sowie
zahlreiche Branchenverbédnde bezogen zu verschiedenen Zeitpunkten im Jahr 2021
Position zur Pandemiepolitik der Behdrden und stellten Forderungen dazu auf.
Wahrend Arbeitgebendenverbénde aus verschiedenen Branchen wie auch die
Gewerkschaften sich in ihrer Unterstitzung fur Hilfsgelder und Kurzarbeit im Grossen
und Ganzen einig waren, traten bei anderen Massnahmen deutliche
Interessengegenséatze zutage.

Die Gewerkschafts-Dachverbande SGB und Travail.Suisse unterstltzten die beiden
Covid-Vorlagen in den Abstimmungen vom Juni und November 2021. Auch daruber
hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf die zentrale Bedeutung der
Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der Unterstiutzungsgelder fur betroffene
Unternehmen hin, um die sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu
begrenzen; Travail.Suisse forderte Uberdies die Verldngerung dieser Massnahmen, bis
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die Wirtschaft das Niveau vor Marz 2020 wieder erreicht hat. Bei Diskussionen Uber
Massnahmenlockerungen mahnten SGB und Travail.Suisse meist zu behutsamen
Schritten, denn ein vorsichtiger Weg fuhre letztlich schneller aus der Krise. Zu ihren
Hauptforderungen zahlten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fursorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice. Der SGB wies darauf hin, dass es als Folge der
Pandemie zu einer Zunahme prekéarer Arbeitsverhéltnisse etwa bei Kurierdiensten oder
im Onlinehandel gekommen sei, was die Notwendigkeit von Gesamtarbeitsvertragen flr
diese Branchen verstarke. Travail.Suisse setzte sich zudem flr eine Beibehaltung der
offentlichen Finanzierung der Testkosten ein und erklarte sich mit der Zertifikatspflicht
im Grundsatz einverstanden, warnte aber vor deren Anwendung am Arbeitsplatz.

Besonders stark profilierte sich der Arbeitgebendenverband des Gastgewerbes,
GastroSuisse, mit seinem Prasidenten Casimir Platzer, in der Offentlichkeit. Platzer
dusserte sich im Frihjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der
Innenrdume von Gastbetrieben und sprach von einer drohenden «Zerstérung der
Branche». Die Offnung der Innenrdume kam schliesslich im Rahmen eines
Lockerungspakets per Anfang Juni, freilich mit gewissen Einschrankungen - etwa einer
Sitzpflicht und einer Begrenzung auf vier Personen pro Tisch. Vor der Abstimmung vom
13. Juni sprach sich GastroSuisse fur ein Ja zum Covid-19-Gesetz aus, das unter
anderem die gesetzliche Grundlage fir die Hartefallgelder an die Gastrobranche
enthielt. Auch wenn Platzer in diesem Abstimmungskampf auf derselben Seite stand wie
der Bundesrat, wiederholte er in einem Interview mit der BZ im selben Monat eine
Aussage, die er schon im Vorjahr gemacht hatte: Er bewerte die Coronapolitik des
Bundesrats weiterhin mit der Note «ungeniigend». Seit Ende 2020 machten die
Behdrden «Panik mit diesen Varianten und Mutanten», was aus Platzers Sicht
Ubertrieben sei, die bis Ende Mai 2021 anhaltenden Einschrankungen der Wirtschaft
seien nicht gerechtfertigt. Zudem flossen die Hilfsgelder an die Gastrobetriebe
unregelmassig und langsam; damit dies bei einer kinftigen Pandemie rascher gehe,
hatte GastroSuisse bereits im Méarz eine Volksinitiative angektndigt.

Nach den Sommerferien opponierte GastroSuisse dann scharf, aber vergeblich, gegen
die Plane des Bundesrats zur Ausweitung der Zertifikatspflicht auf die Innenrdume von
Gastrobetrieben. Weil Ungeimpfte nicht bereit sein durften, sich fir jeden
Restaurantbesuch testen zu lassen, beflirchtete GastroSuisse - unter anderem gestutzt
auf eine Umfrage unter seinen Mitgliedern - massive Umsatzeinbussen insbesondere
bei Betrieben auf dem Land, wo die Impfquote geringer war als in der Stadt.
GastroSuisse-Prasident Platzer sprach in dem Zusammenhang davon, dass der
Bundesrat die Impfquote auf dem Buckel des Gastgewerbes steigern wolle; zumindest
musse der Bund die zusatzlichen Umsatzverluste durch Hilfsgelder entschadigen.

In der Folge dusserten nicht nur Medien &ffentliche Kritik an Platzer - der Blick nannte
ihn etwa «den Dauerempdrten», fir den «<immer die Beizer die Opfer sind» -, sondern
vermehrt auch Stimmen aus der Branche selbst. Dazu zéhlten etwa die Direktorin der
Hotelfachschule Luzern Christa Augsburger, der langjahrige Prasident des Zurcher
Wirteverbands Ernst Bachmann und Prasidenten weiterer Kantonalverbénde. Sie
machten geltend, dass es auch im Sinn des Gastgewerbes sei, wenn die
Zertifikatspflicht zu einer Reduktion der Fallzahlen fihre; andernfalls drohe mit einem
erneuten Lockdown ein weit schlimmeres Szenario. Ausserdem bedeute das «ewige
Gejammer» einen Imageschaden fur die Branche. Die Energie solle besser auf den
Einsatz fir angemessene Hilfsgelder konzentriert werden. Mit Blick auf die Abstimmung
Uber die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes im November, bei der sich die
Diskussion vor allem um das Zertifikat drehte, beschloss GastroSuisse dann
Stimmfreigabe. Hotelleriesuisse und der Schweizer Tourismusverband unterstitzten
die Vorlage hingegen, auch weil eine Zertifikatspflicht vielen Gésten - gerade auch aus
dem Ausland - Sicherheit gebe.

Manche dieser Forderungen von GastroSuisse waren nicht nur intern umstritten,
sondern wurden auch von den grossen Dachverbdnden Economiesuisse und Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV) nicht geteilt. Zu Dissonanzen fiihrte zunachst, dass die
beiden Dachverbande im Februar einen Vorschlag fur eine stufenweise Lockerung des
Lockdowns vorlegten, der die Offnung der Restaurants erst relativ spat, nach Impfung
aller Risikopersonen, ansetzte. Economiesuisse begrindete dies damit, dass man mit
dem Plan ein «ausgewogenes» Konzept habe vorlegen wollen, «mit dem alle
Planungssicherheit gewinnen». Ein erneuter Konflikt mit GastroSuisse entbrannte, als
sich Economiesuisse-Prasident Christoph Mader im August fur eine Zertifikatspflicht
auch in Gastbetrieben aussprach. GastroSuisse und Hotelleriesuisse zeigten sich
irritiert dartber, dass sie als direkt betroffene Branchenverbénde von Economiesuisse
vorgangig nicht einmal konsultiert worden seien.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

23



BERICHT
DATUM: 31.12.2021
HANS-PETER SCHAUB

Im Allgemeinen gaben sich Economiesuisse und SAV in ihren Positionen zur
Pandemiepolitik vergleichsweise staatstragend und versuchten insbesondere auf mehr
Planungssicherheit hinzuwirken. Zumindest in ihren offentlich vorgetragenen
Forderungen war ein gewisses Bestreben zu erkennen, auf Maximalforderungen
zugunsten kurzfristiger Wirtschaftsinteressen zu verzichten und vielmehr eine
nachhaltige, letztlich auch im Interesse der Wirtschaft liegende Pandemiebewaltigung
zu unterstltzen. Im April handelten sich die beiden Verbédnde allerdings heftige Kritik
ein, als sie davon sprachen, dass bis zu 30'000 Covid-19-Neuinfektionen pro Tag
«verkraftbar» seien, sobald die Risikopersonen geimpft seien. Sie mussten diese
Aussage in der Folge relativieren, hielten aber daran fest, dass sich die Massnahmen
nach einer Impfung breiterer Bevolkerungsgruppen weniger an den Ansteckungszahlen
und mehr an den Hospitalisationszahlen orientieren sollten. Ebenfalls im April
forderten Economiesuisse und SAV eine Offnung der Restaurantterrassen und die
Umwandlung der Homeoffice-Pflicht in eine Empfehlung. Im Herbst beflrworteten die
beiden Dachverbénde die Zertifikatspflicht, um drastischere Einschrankungen zu
vermeiden, und vertraten diese Haltung auch im Abstimmungskampf Uber die zweite
Revision des Covid-19-Gesetzes. Economiesuisse-Prasident Christoph Mader
argumentierte in einem Gastbeitrag in der NZZ, das Zertifikat helfe «ein Stlck
Normalitat im Alltag» zu erméglichen und weitere Lockdowns zu vermeiden. Ausserdem
erleichtere es den internationalen Reiseverkehr, was gerade fur Geschéftsreisen
wichtig sei. Ein Wunsch nach Planungssicherheit war auch in der Forderung von
Economiesuisse und SAV vom Herbst zu erkennen, dass der Bund verbindlich erklaren
solle, ab welchen Impfquoten er einen Ausstieg aus den Massnahmen beschliessen
werde. Der Bundesrat lehnte einen solchen Automatismus indessen ab, da die
Entwicklung der Pandemie zu unberechenbar sei.

Der Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden
Abstimmungen Uber das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber
ansonsten gréssere Distanz zu den Massnahmen des Bundes. So forderte er etwa
bereits im April eine sofortige Offnung aller damals aufgrund der zweiten
Pandemiewelle geschlossenen Wirtschaftszweige. Als der Bundesrat Ende Juni die
Homeoffice-Pflicht und das Testregime fur Unternehmen aufhob, begrisste der SGV
dies, forderte aber weitergehende Schritte: So sollten etwa auch die Einschrankungen
fur Gruppengrossen in Restaurants und - von deutlich grésserer Tragweite - die
besondere Lage gemass Epidemiengesetz aufgehoben werden. Die «Sonderrechte»,
welche die besondere Lage dem Bundesrat verschaffe, drohten gemass SGV «die
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kosten ins Unermessliche steigen» zu lassen.
Der SGV drang mit dieser Forderung indessen nicht durch; wie die NZZ zu bedenken
gab, hatte eine Aufhebung der besonderen Lage zur Folge, dass Massnahmen wie etwa
die Maskenpflicht im OV oder Vorgaben fiir Veranstaltungen dann wieder den Kantonen
obliegen wirden, womit ein Flickenteppich uneinheitlicher Massnahmen drohen
wirde. ¢

Jahresriickblick 2021: Verbande

2021 wurde die Verbandslandschaft in der Schweiz wie schon im Vorjahr wesentlich
durch das Coronavirus und die Massnahmen zu dessen Bekampfung gepragt. So
versuchten die Dachverbande der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften wie auch
zahlreiche Branchenverbande wiederholt mit Positionsbezligen auf die Pandemiepolitik
der Behorden Einfluss zu nehmen. Wahrend in der Unterstltzung flr Hilfsgelder und
Kurzarbeit im Grossen und Ganzen Einigkeit zwischen Gewerkschaften und Verbanden
der Arbeitgebenden aus verschiedenen Branchen herrschte, traten bei anderen
Massnahmen deutliche Interessengegensatze zutage. Besonders stark profilierte sich in
der Offentlichkeit GastroSuisse mit seinem Prasidenten Casimir Platzer, der sich im
Frihjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der Innenrdume von
Gastbetrieben und im Herbst gegen die Zertifikatspflicht in Restaurants dusserte. Diese
Forderungen brachten Platzer nicht nur mit manchen Gegenstimmen aus den eigenen
Reihen in Konflikt, sondern auch mit Economiesuisse und dem Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV): Die beiden Dachverbédnde beflrworteten die
Zertifikatspflicht, forderten aber vom Bundesrat verbindliche Aussagen darlber, ab
welchen Impfquoten er welche Lockerungsschritte ausrufen werde. Der
Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden Abstimmungen
Uber das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber ansonsten grdssere
Distanz zu den Massnahmen des Bundes.

Auch die Gewerkschafts-Dachverbande SGB und Travail.Suisse unterstitzten die
beiden Covid-Vorlagen. Dartber hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf
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die zentrale Bedeutung der Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der
Unterstutzungsgelder flr betroffene Unternehmen hin, um die sozialen und
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu begrenzen. Mit der Argumentation, dass ein
vorsichtiger Weg letztlich schneller aus der Krise fiihre, mahnten SGB und Travail.Suisse
bei Diskussionen Uber Massnahmenlockerungen meist zu behutsamen Schritten. Zu
ihren Hauptforderungen zahlten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fulrsorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice.

Eine strikte oder sogar absolute Beachtung individueller Freiheitsrechte und ein
verhéltnisméassiges Vorgehen des Staats gehorten zu den Hauptforderungen mehrerer
politischer Gruppierungen, die im Zuge der Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen
entstanden und in der 6ffentlichen Debatte teilweise starke Beachtung fanden. Zu den
prominentesten dieser neuen Organisationen zahlten die «Freunde der Verfassung»,
die im Herbst 2021 bereits Uber 12'000 Mitglieder zahlten und die gleich bei mehreren
Referenden und Initiativen eine bemerkenswerte Féhigkeit zum Sammeln von
Unterschriften an den Tag legten. Weitere Organisationen, die sich zu Sprachrohren der
Covid-Protestbewegung entwickelten, waren die an die jlngere Generation gerichtete
Gruppierung <«Mass-volll», das «Aktionsblindnis Urkantone flr eine verninftige
Corona-Politik» sowie die «Freiheitstrychler». Auch wenn es zwischen diesen
Organisationen bisweilen Differenzen Uber Inhalte und Stil gab, waren sie in ihrer
Opposition gegen das Covid-19-Gesetz und gegen dessen zweite Revision geeint; sie
unterlagen indessen in beiden Volksabstimmungen klar.

Aber auch unabhéngig von der Pandemie machten Verbande und Organisationen im
Jahr 2021 von sich reden, so beispielsweise die Operation Libero, die sich gleich zu
Beginn des Jahres mit einem medienwirksamen Crowdfunding erfolgreich aus einem
Engpass bei der Finanzierung ihrer Fixkosten befreite, im Oktober mit Sanija Ameti eine
profilierte neue Co-Prasidentin préasentierte und kurz darauf zusammen mit den
Grinen eine Volksinitiative fir eine engere Zusammenarbeit der Schweiz mit der EU
ankundigte.

Eher gegen den eigenen Willen geriet im Herbst die Gewerkschaft Unia in die
Schlagzeilen, weil der betrachtliche Umfang ihres Vermégens bekannt wurde. Die Unia
musste sich in der Folge gegen verschiedene Kritikpunkte verteidigen. Die Diskussion
befeuerte aber auch Ubergeordnete Debatten, die bereits davor am Laufen gewesen
waren, namentlich jene um eine angemessene Transparenz in der Politikfinanzierung
und jene um eine korrekte Abgeltung der Sozialpartner fir ihre quasistaatlichen
Aufgaben bei der Kontrolle der Einhaltung allgemeinverbindlicher
Gesamtarbeitsvertrage.

Auf der Seite der Arbeitgeber-Dachverbande bekannten sich Economiesuisse, der SGV
und der SAV 2021 zum Ziel, in Zukunft eine starkere und harmonischere
Zusammenarbeit zugunsten der gemeinsamen Interessen zu pflegen. Das Bekenntnis ist
als Neuanlauf zu werten, nachdem in den Vorjahren - etwa vor der Abstimmung zur
Konzernverantwortungsinitiative Ende 2020 - betrachtliche Spannungen zwischen SGV
und Economiesuisse zutage getreten waren und sich die Wirtschaftsverbénde bei
verschiedenen Volksabstimmungen nur mit Mihe oder gar nicht hatten durchsetzen
kénnen. Dasselbe war im Jahr 2021 namentlich bei den Abstimmungen Uber das
Freihandelsabkommen mit Indonesien und das E-ID-Gesetz der Fall.

Auch andere Verbande engagierten sich mit wechselndem Erfolg in
Abstimmungskampfen. So konnte etwa der Bauernverband nach einer von ihm
angeflhrten Kampagne, die zu einer aussergewdhnlich starken Mobilisierung der
landlichen Bevolkerung beitrug, im Juni die Ablehnung der Trinkwasserinitiative und der
Pestizidinitiative feiern. Intern gespalten war bei der Parolenfassung zur
Trinkwasserinitiative der Interessenverband der biologischen Landwirtschaft BioSuisse,
eine Mehrheit seiner Delegierten entschied sich schliesslich fur eine Nein-Empfehlung;
die Pestizidinitiative wurde von BioSuisse hingegen unterstutzt. Bei der Ablehnung des
CO2-Gesetzes gehorten Verbande des Autogewerbes und der Erddlindustrie, der
Hauseigentimerverband und GastroSuisse zu den Siegern. Die Gewerkschaften
wiederum konnten mit der Ablehnung des E-ID-Gesetzes und der Annahme der vom
Berufsverband der Pflegefachleute (SBK) lancierten Pflegeinitiative Erfolge feiern; dies
ist  umso bemerkenswerter, als davor noch nie in der Schweizer
Abstimmungsgeschichte eine gewerkschaftlich initiierte Volksinitiative an der Urne
angenommen worden war. Auf édhnlich erfolgreiche Kampagnen in der Zukunft hoffen
nebst der Operation Libero mit der oben erwahnten Europainitiative auch GastroSuisse
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mit seiner im Marz angeklndigten Volksinitiative fir «gerechte Entschadigungen» in
kiinftigen Pandemieféallen sowie die GSoA mit ihrer Volksinitiative «Stopp F-35», welche
die vom Bund geplante Beschaffung von Kampfflugzeugen des Typs F-35 unterbinden
soll und flr die 2021 bereits die Unterschriftensammlung begann.

Der Anteil der Verbiande an der Presseberichterstattung bewegte sich 2021 auf
dhnlichem Niveau wie in den beiden Vorjahren (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Im Jahresverlauf nahmen Verbdnde zwischen
September und November am meisten Raum ein (vgl. Abbildung 1). Dies hatte zum einen
mit der Berichterstattung zum Unia-Vermégen und zum SBK als Initiant der
Pflegeinitiative zu tun. Noch mehr trug die Kategorie «Andere Verbande» bei, von
denen neben der Operation Libero und GastroSuisse vor allem Gruppierungen der
Klimabewegung - unter anderem mit Protestaktionen von Extinction Rebellion und
einer Klage der Klimaseniorinnen - in der Presse von sich reden machten. ¢’
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